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Meinen  Eltern! 


§  1- 

Einleitung. 

Unser  Thema  lautet: 

Die  Terpfändung  eines  Sparkassebuchs. 

Wir  werden  zum  Zwecke  der  Untersuchung  der  recht- 
lichen Natur  eines  Sparkassebuchs  zuerst  einen  Blick  auf 
die  Wertpapiere  im  allgemeinen  werfen,  dann  über  die  In- 
haberpapiere im  besonderen  sprechen  und  darauf  den  Unter- 
schied zwischen  Inhaber-  und  Legitimationspapier  hervor- 
heben. Auf  Grund  dieser  Untersuchungen  werden  wir 
zusehen,  unter  welche  Kategorie  von  Papieren  das  Spar- 
kassebuch fällt  und  die  Natur  desselben  als  Legitimations- 
papier, Rektapapier  und  Schuldschein  betrachten.  Dann 
werden  wir  zusehen,  ob  eine  Verpfändung  des  blofsen 
Buches  möglich  ist  und  die  Folgen  der  Möglichkeit 
oder  Nichtmöglichkeit  derselben  zu  beleuchten 
versuchen.  Die  Prüfung  dieser  Frage  betrachten 
wir  als  die  in  unserm  Thema  liegende  Hauptaufgabe. 

Zuletzt  werden  wir  kurz  auf  die  Verpfändung  des 
Sparkassenguthabens  eingehen  und  die  durch  die  Ver- 
pfändung desselben  entstehenden  Eechtsverhältnisse  ins 
Auge  fassen,  na^^hdem  wir  vorher  noch  einen  Blick  darauf 
geworfen  haben,  was  die  Verkehrsanschauung  unter 
Verpfändung  eines  Sparkassebuchs  versteht,  und  wie  diese 
Anschauung  mit  dem  Eecht  in  Widerspruch  steht. 

Kap.  1.  Wertpapiere. 

§  2. 

Begriff  und  Arten. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  wie  auch  mehrere  andere 
Reichs-  und  Landesgesetze  gebrauchen  öfters  das  Wort 

Bangert,  Die  Verpfändung  eines  Sparkassebuchs.  1 
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„Wertpapier 'V  ohne  den  Begriff  desselben  zu  definieren. 
Aus  keinem  der  Gesetze  kann  man  eine  für  alle  Wert- 
papiere gemeinsame  Begriffsbestimmung  herleiten. 

Und  doch  ist  es  von  grofser  Wichtigkeit,  zu  wissen, 
welche  Papiere  unter  den  Begriff  der  Wertpapiere  fallen, 
besonders  zur  Unterscheidung  von  den  einfachen  Beweis- 
urkunden. Denn  die  Geltendmachung  des  im  Papier  be- 
urkundeten Rechts  geschieht  bei  Wertpapieren  einerseits 
und  Beweisurkunden  andrerseits  in  ganz  verschiedener 
Weise. 

Die  Rechtsprechung  und  ganz  besonders  die  Wissen- 
schaft hat  sich  bemüht,  das  Wesen  und  den  Begriff  der 
Wertpapiere  auf  Grund  der  einschlägigen  Gesetzesbestimm- 
ungen zu  ergründen. 

Das  Recht  der  Wertpapiere  hat  zuerst  Brunner  einer 
eingehenden  Untersuchung  unterzogen.^)  Er  definiert  die 
Wertpapiere  folgendermafsen:  „Unter  Wertpapieren  versteht 
man  Urkunden  über  ein  Privatrecht,  dessen  Verwertung 
durch  die  Innehabung  der  Urkunden  privatrechtlich  bedingt 
ist".  Zur  Geltendmachung  des  Rechtes  ist  Innehabung 
der  Urkunden  unbedingt  erforderlich.  Die  Geltend- 
machung kann  entweder  sein  Ausübung  des  in  der  Urkunde 
beurkundeten  Rechts  oder  Übertragung  desselben.  Ist  Inne- 
habung sowohl  zur  Übertragung  wie  auch  zur  Ausübung 
des  Rechts  erforderlich,  so  spricht  man  von  vollkommenen 
Wertpapieren,  ist  Innehabung  nur  zur  Übertragung  oder 
nur  zur  Ausübung  des  Rechts  erforderlich,  von  unvoll- 
kommenen. Brunner  nennt  erstere  absolute,^)  letztere 
relative^)  Wertpapiere. 

Wir  schliefsen  uns  der  Ansicht  Brunners  über  den 
Begriff  der  Wertpapiere  ohne  Vorbehalt  an,  wie  überhaupt 


1)  bei  Endemann,  Handb.  d.  Handelsr.  II.  Bd.  1882,  S.  143fg. 
^)  z.  ß.  Inhaberaktie. 

*)  z.  B.  Namenaktie,  Reichsbankanteilschein. 


seine  Ansicht  als  die  jetzt  allgemein  anerkannte  betrachtet 
werden  darf. 

Thöls*)  Ansicht,  dafs  man  unter  Wertpapieren  jede 
Urkunde  vermögensrechtlichen  Inhalts  verstehe,  fafst 
den  Begriff  zweifellos  zu  weit.  Denn  wie  Brunner  treifend 
bemerkt ,°)  nimmt  der  Sprachgebrauch  das  Wort  „Wert- 
papier" in  engerer  Bedeutung;  es  müfste  dann  für  gewisse 
Arten  von  Urkunden  von  privatrechtlicher  Bedeutung  ein 
anderer  Ausdruck  gefunden  werden.  Thöl  würde  z.  B. 
unter  den  Begriff  der  Wertpapiere  auch  gewöhnliche  Schuld- 
scheine rechnen.  Denn  auch  diese  haben  einen  vermögens- 
rechtlichen Inhalt.  Ohne  Zweifel  läuft  dies  dem  Sprach- 
gebrauch zuwider. 

Das  Wertpapier  unterscheidet  sich  scharf  von  der 
einfachen  Beweisurkunde.  Denn  während  letztere  nur  das 
Vorhandensein  einer  Forderung  beweisen  soll,  die  Forde- 
rung aber  auch  ohne  die  Beweisurkunde  auf  Grund  anderer 
Beweismittel  im  Bestreitungsfalle  geltend  gemacht  werden 
kann,  ist  das  Wertpapier  eine  Urkunde  über  ein  Privat- 
rechtsverhältnis, dessen  Verwertung  durch  die  Urkunde 
privatrechtlich  bedingt  ist.  Zur  Geltendmachung  des 
Eechtes  ist  Innehabung  der  Urkunde  erforderlich. 

Man  teilt  die  Wertpapiere  ein  in  Eekta-,  Order-  und 
Inhaberpapiere,  je  nach  der  Befugnis  einer  Person  zur 
Geltendmachung  des  Eechts.  Im  Eektapapier,^)  hinsichtlich 
dessen  das  B.G.B,  keine  eingehenden  Bestimmungen  enthält, 
verpflichtet  sich  der  Aussteller  einer  bestimmten  genannten 
Person.  Die  Folge  ist,  dafs  das  Papier  nur  durch  Ab- 
tretung der  Forderung  unter  Aushändigung  des  Papiers 
übertragen  werden  kann. 


*)  Thöl,  Handelsrecht,  S.  632;  ähnlich  Motive  zum  I.  Entw.  des 
B.a.B.,  in.  Bd.  S.  558. 

^)  bei  Endemann,  S.  143. 

*)  alle  auf  Namen  lautende  Wertpapiere  ohne  Orderklausel. 

1* 
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Im  Orderpapier')  verpflichtet  sich  der  Aussteller  einer 
bestimmten  genannten  Person,  zugleich  aber  auch  der,  die 
das  Papier  durch  Indossament  erworben  hat,  auf  die  es 
„laut  Order"  übergegangen  ist.  Beim  Inhaberpapier  ^)  da- 
gegen verpflichtet  sich  der  Aussteller  jedem  Inhaber 
gegenüber  zur  Leistung.  Das  B.G.B,  würdigt  das  Inhaber- 
papier einer  eingehenden  Regelung. 

Die  Inhaberpapiere  sind  entweder  Urkunden  über 
Korporationsanteile  oder  über  dingliche  Rechte  oder  über 
Forderungen.  Nur  letztere  haben  für  uns  Interesse.  Das 
Gesetz  nennt  sie  „Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber", 
wir  wollen  sie  kurz  „Inhaberpapiere"  nennen. 

§  793  B.G.B.  lautet: 

„Hat  jemand  eine  Urkunde  ausgestellt,  in  der  er  dem 
Inhaber  der  Urkunde  eine  Leistung  verspricht,  so  kann 

der  Inhaber  von  ihm  die  Leistung  verlangen,  es 

sei  denn,  dafs  er  zur  Verfügung  nicht  berechtigt  ist.  Der 
Aussteller  wird  jedoch  auch  durch  die  Leistung  an  einen 
nicht  zur  Verfügung  berechtigten  Inhaber  befreit  .  .  .  ." 

Die  Inhaberpapiere  zeichnen  sich  durch  die  gröfste 
Uralaufsfähigkeit  aus.  Zur  Geltendmachung  der  Forderung 
ist  blofse  Innehabung  genügend.  Inhaber  ist  derjenige? 
der  das  Papier  derart  in  seiner  Gewalt  hat,  dafs  er  es 
jederzeit  vorzulegen  imstande  ist.  „Inhaber"  deckt  sich 
also  mit  „Besitzer"  nicht.  Inhaber  ist  auch  der  blofse 
Inhaber,  der  Besitzdiener,  der  nicht  zugleich  juristischer 
Besitzer  ist.^)  Der  Schuldner  darf  stets  an  den  Inhaber 
zahlen,  er  mufs  es  sogar,  wenn  er  nicht  nachweist,  dafs 
der  Inhaber  nicht  berechtigt  ist  zur  Geltendmachung  der 
Forderung.  Wer  das  Recht  am  Papier  hat,  hat  auch 
das  Recht  aus  dem  Papier.^^) 

')  z.  B.  Wechsel. 
^)  z.  B.  Banknoten. 

»)  Co  sack,  Sachenrecht,  1900  S.  329. 
^0)  Vgl.  im  übrigen  Protokolle,  Bd.  IL,  S.  529,  531. 
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Zur  Geltendmachung  der  Forderung  genügt  Vorlegung 
des  Papiers  als  Rechtsausweis.  Die  innige  Verbindung 
des  Rechts  aus  dem  Papier  mit  dem  Recht  am  Papier 
(ersteres  folgt  letzterem)  gibt  dem  Papier  einen  selb- 
ständigen Vermögenswert,  den  das  Papier  als  solches 
nicht  hat.  Die  Übertragung  des  Rechts  aus  dem 
Papier  geschieht  durch  Übertragung  des  Rechts 
am  Papier,  d.  h.  also  durch  Tradition,  vgl.  §  935,  auch 
§  1293  B.G.B. 

§  3. 

Unterschied  zwischen  Inlial[)er-  und  Legitimationspapier. 

Mit  dem  Inhaberpapier  äufserlich  verwandt,  aber  doch 
grundverschieden  von  ihm  ist  das  Legitimationspapier^) 
des  §  808  B.G.B.    Derselbe  lautet: 

„Wird  eine  Urkunde,  in  welcher  der  Gläubiger  be- 
nannt ist,  mit  der  Bestimmung  ausgegeben,  dafs  die  in  der 
Urkunde  versprochene  Leistung  an  jeden  Inhaber  bewirkt 
werden  kann,  so  wird  der  Schuldner  durch  die  Leistung 
an  den  Inhaber  der  Urkunde  befreit.  Der  Inhaber  ist 
nicht  berechtigt,  die  Leistung  zu  verlangen.  Der 
Schuldner  ist  nur  gegen  Aushändigung  der  Urkunde  zur 
Leistung  verpflichtet  .  .  . 

Der  Inhaber  ist  nicht  berechtigt,  die  Leistung 
zu  verlangen.  Hierin  liegt  der  Grundunterschied  zwischen 
Inhaber-  und  Legitimationspapier.  Bei  ersterem  ist  der 
Papierinhaber  zugleich  auch  als  Forderungsin- 
haber legitimiert,^)  bei  letzterem  nicht.  Man  kann  also 
die  Inhaberpapiere  mit  Fug  und  Recht  „Träger  der 
Forderung"  nennen.    Die  Forderung  ist,  wie  Savigny 

1)  So  genannt  von  Cosack,  Sachenrecht,  1900,  S.  331. 

^)  Der  Inhaber  ist  als  Berechtigter  legitimiert,  berechtigt  aber 
ist  nur  der  Eigentümer.  Vgl.  hierzu:  Mot.  Bd.  II,  S.  697,  Protok. 
n  S.  529,  531.  Vgl.  auch  §  798:  der  Inhaber,  es  sei  denn,  dafs  er 
zur  Verfügung  nicht  berechtigt  ist. 


sagt,  im  Papier  „verkörpert".  Den  Verkörperuugs- 
gedanken  möchten  wir  im  Gegensatz  zu  Brunner,  der  sich 
scharf  dagegen  ausspricht,^)  aufrecht  erhalten  wissen.  Zwar 
haben,  da  hat  Brunner  Recht,  Forderungen  keinen  Körper. 
Aber  dieser  mangelnde  Körper  wird  eben  ersetzt  durch 
das  Inhaberpapier.  Die  Forderung  wird  äufserlich 
sichtbar  gemacht,  sie  wird  verkörpert.  Etwas  unbestreit- 
bar Körperliches  wird  als  greifbares  Korrelat  hingestellt.'*) 

Auf  dem  Verkörperungsgedanken  beruht  auch  die  Vor- 
schrift, dafs  der  Aussteller  dem  Inhaber  nur  solche  Ein- 
wendungen entgegensetzen  kann,  die  sich  aus  der  Urkunde 
ergeben  oder  die  Gültigkeit  der  Ausstellung  betreifen  oder 
die  dem  Aussteller  unmittelbar  gegen  den  Inhaber  zu- 
stehen.^) Die  Zulässigkeit  von  Einwendungen  gegenüber 
der  auf  ein  Legitimationspapier  sich  stützenden  Forderung 
bestimmt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen,^) 

Beim  Inhaberpapier  ist  das  Recht  des  Inhabers  unab- 
hängig vom  Recht  seiner  Vormänner.  Die  Forderung  ist  an 
die  Urkunde  geknüpft.  Bei  etwaigem  Verlust  derselben 
würde  also  der  Eigentümer  einen  ungerechtfertigten  Ver- 
mögensverlust erleiden.  Deshalb  kann  die  Urkunde  im 
Wege  des  Aufgebotsverfahrens  für  kraftlos  erklärt  werden. 
Das  Ausschlufsurteil  ersetzt  Innehabung.')  Inne- 
habung  legitimiert  den,  der  als  Gläubiger  auftritt;  bestreitet 
der  Aussteller  das  Recht  des  Inhabers  zur  Verfügung  über 
das  Papier,  so  trifft  ihn  die  Beweislast.  Dies  ergibt  sich 
auch  schon  aus  der  genannten  Fassung  des  §  793:  —  es 
sei  denn,  dafs  er  (Inhaber)  zur  Verfügung  nicht  berechtigt 
ist.  Das  B.G.B,  läfst  bei  den  Worten  „es  sei  denn"  immer 

3)  a.  a.  0.,  S.  143. 

Z.  für  Handelsr.,  Bd.  29,  S.  255;  so  auch  Jakobi,  Wert- 
papiere, S.  4,  Anm.  3. 

5)  §  796  B.G.B.;  vgl.  auch  Planck,  Erl.  z.  §  793. 
«)  Vgl.  auch  Strohal,  das  Recht,  1901,  No.  7. 
')  Planck,  Erl.  zu  §  793. 
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die  Beweislast  den  treffen,  der  sich  auf  die  Ausnahme  be- 
ruft, in  unserm  Fall  also  den  Aussteller. 

Dagegen  ist  der  Inhaber  eines  Legitimationspapieres  zur 
Geltendmachung  der  Forderung  nicht  legitimiert.  „Der  In- 
haber (als  solcher)  ist  nicht  berechtigt,  die  Leistung  zu  ver- 
langen," m.  a.  W.  bestreitet  der  Aussteller  eines  Legiti- 
mationspapieres die  Verfügungsberechtigung  des  Inhabers, 
so  mufs  dieser  sein  Eecht  nachweisen;  z.  B.  im  Falle  der 
Zession  des  Sparkasseguthabens  an  ihn  durch  Vorlegung 
einer  Abtretungserklärung  gemäfs  §  410  B.Gr.B.  Die  Be- 
weislast ist  also  beim  Inhaberpapier  gerade  umgekehrt  wie 
beim  Legitimationspapier. 

Das  Legitimationspapier  mufs  nicht  unbedingt  „Wert- 
papier" sein;  erst  wenn  der  Umstand  hinzutritt,  dafs  zur 
Verwertung  des  darin  beurkundeten  Eechtes  die  Inne- 
habung  erforderlich  ist,  wird  es  zum  Wertpapier  (Sog. 
qualifiziertes  Legitimationspapier.^)^)  Wir  wollen  es  kurz 
Legitimationspapier  nennen. 

Es  fällt  unter  den  Begriff  der  sog.  „hinkenden  Wert- 
papiere." Sie  sind  Wertpapiere  insofern,  als  ihre  Inne- 
habung  zur  Ausübung  des  in  ihnen  beurkundeten  Eechts 
erforderlich  ist,  aber  es  tritt  bei  ihnen  im  übrigen  die 
Natur  der  Wertpapiere  nur  zugunsten  des  Ausstellers  ein.^^) 
Dieser  wird  zwar  durch  Leistung  an  den  Inhaber  befreit, 
aber  für  den  Inhaber  ist  blofse  Innehabung  der  Urkunde 
zur  Greltendmachung  der  Forderung  nicht  genügend.  Denn 
der  Inhaber  kann  die  Leistung  nicht  verlangen.  Diese 
Papiere  dienen  zur  Erleichterung  der  Prüfung  der  Legiti- 
mation.   Die  Präsentation  des  einzulösenden  Papiers  darf 


«)  Vgl.  Brunner  a.  a.  0.,  S.  175. 

Das  Wort:  qual.  Leg.  -  Papier  z.  B.  bei  Planck,  Erl.  zu 
§  808,  ebenso  Fischer-Henle,  Erl.  zu  §  808  und  „das  Recht",  1901, 
No.  7,  Strohal,  Sparkassebücher  im  Sachenrecht. 

1«)  Heilfron,  Recht  der  Schuldverh.,  S.  859. 
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aJs  ausreichende  Legitimation  betrachtet  werden. "^^)  Aber 
die  Legimation,  das  Recht  aus  dem  Papiere  geltend 
zu  machen,  folgt  nicht  ohne  weiteres  der  Inne- 
habung  des  Papiers,  wie  es  beim  Inhaberpapier  der 
Fall  ist. 

Nur  der,  dem  das  Recht  aus  dem  Papier  in  Wahr- 
heit zusteht, nur  der  an  der  Forderung  materiell  Be- 
rechtigte (z.  B.  der  Zessionar)  ist  zur  Geltendmachung  be- 
rechtigt, nicht  schon  der  äufserlich  Legitimierte,  der  blofse 
Inhaber.  Das  Legitimationspapier hat  also  keinen 
selbständigen  Vermögenswert,  im  Gegensatz  zum 
Inhaberpapier. 

Während  die  Übertragung  eines  Rechtes  aus  einem 
Inhaberpapier  durch  Übergabe  des  Papiers  erfolgt,  wird 
die  Übertragung  eines  Rechtes  aus  einem  Legitimations- 
papier nicht  durch  blofse  Übergabe  des  Papiers  bewirkt, 
sondern  das  Recht  wird  nach  obligationenrechtlichen  Vor- 
schriften, also  durch  Zession,  übertragen.  Dem  Schuldner 
stehen  die  Einreden,  die  ihm  gegen  den  bisherigen  Gläubiger 
zustanden,  auch  gegen  den  neuen  Gläubiger  zu.  Der  In- 
haber des  Legitim  ationspapieres  als  solcher  ist  nicht  be- 
rechtigt, die  Leistung  zu  verlangen,  d.  h.  nur  der  ist  be- 
rechtigt, der  zugleich  als  Inhaber  der  Forderung  sich  legi- 
timiert. Forderungsinhaber  aber  ist  der  erste  Gläubiger 
und  dessen  Nachfolger,  die  die  Forderung  durch  Zession 
erlangt  haben.  Nur  durch  Zession  kann  eine  Forderung 
übertragen  werden;^*)  also  auch  die  Forderung  aus 


Brunner  a.  a.  0.,  S.  174. 

und  der  dieses  Recht  auf  Verlangen  des  Schuldners  nachweist. 

Ebenso  natürlich  das  Rektapapier,  das  nicht  zugleich  Legiti- 
mationspapier ist.  Auch  hier  ist  nur  der  materiell  Berechtigte,  also 
der,  auf  dessen  Namen  es  lautet  oder  übergeschrieben  worden  ist,  zur 
Geltendmachung  berechtigt. 

anders  bei  einer  Forderung  aus  einem  Inhaberpapier.  Vgl. 
oben  S.  5. 


einem  Legitimationspapier  kann  nur  durch  Zession 
übertragen  werden. 

Nur  insoweit  ist  die  Forderung  an  das  Papier 
geknüpft,  als  der  Schuldner  nur  gegen  Aushändi- 
gung des  Papiers  zur  Leistung  verpflichtet  ist. 

Ln  Zusammenhang  hiermit  steht,  dafs  die  Urkunde  im 
Wege  des  Aufgebotsverfahrens  für  kraftlos  erklärt  werden 
kann.  Das  Ausschlufsurteil  ersetzt  aber  nur  Vorlegung 
der  ürkunde.  Der  Schuldner  kann  trotz  des  Urteils  noch 
einen  weiteren  Nachweis  des  Gläubigerrechts  verlangen.^^) 

Das  Legitimationspapier  unterscheidet  sich  also  scharf 
von  dem  Inhaberpapier.  Bei  ersterem  hat  der  Aussteller 
nur  das  Recht,  nicht  die  Pflicht,  an  den  Inhaber  als  solchen 
zu  leisten. 

Das  Legitimationspapier  des  §  808  B.  G.  ß.  ist 
kein  Inhaberpapier,  sondern  ein  Rektapapier,  denn 
berechtigt  ist  nur  der  im  Papier  Benannte  oder  sein 
Rechtsnachfolger.  „Es  unterscheidet  sich  von  anderen 
Rektapapieren  nur  insofern,  als  der  Schuldner  das 
Privileg  geniefst,  das  Recht  des  Papierinhabers 
nicht  prüfen  zu  müssen.^®) 

Das  Inhaberpapier  hat  einen  selbständigen  Vermögens- 
wert, der  Papierinhaber  ist  als  Forderungsinhaber  legiti- 
miert,^') das  Legitimationspapier  dagegen  hat  keinen  solchen 
selbständigen  Vermögenswert,  denn  zur  Geltendmachung  der 
Forderung  ist  nicht  schon  der  Papierinhaber  legiti- 
miert, sondern  nur  der  Forderungsinhaber.  Die  Ur- 
kunde an  sich  ist  weiter  nichts,  als  ein  beschriebenes  Stück 
Papier,  dessen  Wert  gleich  null  ist,  ein  Recht  aber  ist 


Vgl.  aucli  Planck,  Erl.  z.  §  808. 

Jakobi,  Wertpapiere  S.  237. 
1')  und  zwar  dem  Schuldner  gegenüber,  der  den  Papierinhaber, 
wenn  er  nicht  dessen  Nichtberechtigung  nachweist,  als  Berechtigten 
behandeln  mufs,  wie  auch  Dritten  gegenüber;  ebenso  Jakobi,  Wert- 
papier, S.  95. 
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in  derselben  nicht  verkörperte^)  Will  der  Inhaber 
die  Leistung  erzwingen,  so  mufs  er  sein  Gläubigerr^cht 
nachweisen,  blofse  Innehaltung  genügt  nicht. 

Das  Rekta-Legitimationspapier  unterscheidet  sich  von 
der  gewöhnlichen  Schuldurkunde  nur  insofern,  als  Inne- 
habung  zur  Geltendmachung  der  Forderung  erforderlich  ist. 

Kap.  II.  Rechtliche  Natur  des  Sparkassebuchs. 

§  4. 

Das  Sparkassebuch  als  Legitimationspapier. 

Nachdem  wir  so  kurz  die  rechtliche  Natur  der  Wert- 
papiere im  allgemeinen,  des  Inhaber-  und  Legitimations- 
Papiers  im  besonderen  kennen  gelernt  haben,  wollen  wir 
zusehen,  unter  welchen  Begriff  das  Sparkassebuch  fällt. 

Unter  Sparkassebüchern  versteht  man  Urkunden,  die 
öffentliche  Sparkassen  ausstellen  über  die  bei  ihnen  ein- 
gezahlten, zu  verzinsenden  Geldbeträge  unter  gleichzeitiger 
Übernahme  der  Verpflichtung  seitens  der  Sparkasse,  die 
Beträge  auf  Verlangen  sofort  oder  befristet  zurückzuzahlen. 
Unter  öffentlichen  Sparkassen  verstehen  wir  aber  die  von 
der  Gemeinde  eingerichteten  oder  unter  Garantie  eines  Staates 
oder  einer  Gemeinde  stehenden  Anstalten,  die  den  Zweck 
haben,  dem  grofsen  Publikum  eine  sichere,  verzinsliche 
Anlage  von  kleineren  Geldbeträgen  zu  ermöglichen  (vgl. 
auch  §  13). 

Der  Artikel  99  E.G.B.G.B.  überiäfst  die  Vorschriften 
über  die  Sparkassen  der  Landesgesetzgebung,  d.  h.  nicht 
nur  öffentlichrechtliche  Vorschriften,  wie  Ein- 
richtung, Verwaltung  und  Beaufsichtigung,  sondern  auch, 
darin  liegt  die  Bedeutung  des  Art.  99  E.G.B.G.B.,  die 
privatrechtlichen  Vorschriften  über  die  Rechts- 
geschäfte, die  die  Sparkassen  vornehmen,  wie  z.  B.  Ent- 

1»)  so  auch  Entsch.  des  R.G.  (Bd.  XH  S.  170);  Rechtsprechg.  d. 
O.L.G.  Bd.  VI.  S.  268;  R.G.  Bd.  XXIX  S.  301. 
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Stehimg-,  Inhalt  und  Aufhebung  des  durch  die  Einlagen 
begründeten  Schuldverhältnisses.^) 

Jedoch  ist  der  Landesgesetzgebung  eine  Schranke  ge- 
setzt. Wie  aus  den  Worten  des  Art.  99  „unbeschadet  der 
Vorschriften  des  §  808  des  B.G.B."  hervorgeht,  kann  die 
Vorschrift  nicht  geändert  werden,  dafs  die  im  Sparkasse- 
buch versprochene  Leistung  an  jeden  Inhaber  bewirkt 
werden  kann,  dafs  die  Sparkasse  durch  Leistung  an 
den  Inhaber  befreit  wird,  dafs  der  Inhaber  als 
solcher  aber  nicht  berechtigt  ist,  die  Leistung  zu 
verlangen.  Will  der  Inhaber  die  Leistung  erzwingen, 
so  bedarf  es  noch  einer  weiteren  Legitimation,  des  Nach- 
weises des  Gläubigerrechtes.  Hieraus  ergibt  sich,  dafs  das 
Sparkassebuch  unter  den  Begrilf  der  Legitimationspapiere 
des  §  808  fällt. 

Die  Sparkasse  kann  also  an  jeden  Inhaber  des  Spar- 
buchs mit  befreiender  Wirkung  leisten,  ohne  die  Berechti- 
gung des  Inhabers  zur  Geltendmachung  der  Forderung  prüfen 
zu  müssen.  Während  nach  den  sonstigen  Grundsätzen  des 
Obligationenrechts  eine  Schuld  nur  durch  Leistung  an  den 
wahren  Gläubiger  (oder  dessen  Stellvertreter)  getilgt  wird, 
die  Prüfung,  ob  der  die  Leistung  Verlangende  auch  der 
wahre  Gläubiger  ist,  der  Schuldner  auf  eigne  Gefahr  vor- 
zunehmen hat,  kann  in  unserem  Fall  der  Sparkassen- 
schuld auch  an  einen  Nichtgläubiger  mit  befreiender 
Wirkung  ohne  vorherige  Prüfung  geleistet  werden.  Es 
liegt  hier  ein  ähnlicher  Fall  vor,  wie  bei  §  370  B.G.B., 
wonach  der  Überbringer  einer  Quittung  für  ermächtigt 
gilt,  die  Leistung  zu  empfangen.  Nur  hört  hier  die  be- 
freiende Wirkung  schon  auf,  wenn  die  dem  Leistenden 
bekannten  Umstände  der  Annahme  einer  solchen  Ermächti- 
gung entgegenstehn.  Beim  Sparkassebuch  jedoch  wird  die 
befreiende  Wirkung  nur  durch  dolus  des  Leistenden  aus- 
geschlossen. 

1)  Planck,  Erl.  z.  Art.  99  E.G.B.G.H. 
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Dies  der  Sparkasse  zustehende  Privileg  be- 
rechtigt aber  den  Papierinhaber  keineswegs,  die 
Leistung  zu  verlangen. 

Vgl.  die  Statutenbestimmung  des  uns  vorliegenden 
Sparbuchs.^) 

„Die  Eückzahlung  der  Einlagen  erfolgt  auf  Vorlegung 
des  Sparbuchs  an  den  Inhaber  desselben;  jedoch  ist  die 
Sparkassenverwaltung  berechtigt,  auch  die  Legitimation 
des  Inhabers  zu  prüfen." 

Vgl.  Senff  Arch.  Bd.  XXIX.  Nr.  72:  Hier  ist  fol- 
gendes mit  unsrer  Ansicht  Übereinstimmende  ausgeführt: 
Die  Vorschrift,  dafs  die  Sparkasse  dem  Buchinhaber  mit 
befreiender  Wirkung  leisten  könne,  ohne  verpflichtet  zu 
sein,  die  Berechtigung  des  Inhabers  zur  Abhebung  des 
Geldes  zu  prüfen,  enthalte  nur  ein  der  Sparkasse  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  verliehenes  Privileg.  Dieses  sei 
der  Sparkasse,  nicht  dem  Buchinhaber  gegeben.  Es  sei 
in  keiner  Weise  angedeutet,  dafs  zugunsten  des  Inhabers 
der  Besitz  den  Nachweis  des  Rechtserwerbs  ersetzen  und 
damit  nicht  nur  die  tatsächliche  Möglichkeit,  das  Gläubiger- 
recht auszuüben,  gewähren,  sondern  dieses  Recht  selbst 
verschaffen  solle.  Eine  Zessionsurkunde  ■'^)  sei  zwar  ent- 
behrlich, daraus  folge  aber  keineswegs,  dafs  das  Gläubiger- 
recht anders  als  durch  Zession  der  Forderung  von  selten 
des  bisherigen  Gläubigers  geschehen  könne. 

Der  Umstand,  dafs  die  Sparkasse  mit  befreiender 
Wirkung  an  den  Inhaber  zahlen  kann,  verleiht  dem  Spar- 
buch keinen  selbständigen  Vermögenswert,  sondern 
der  Anstalt  nur  ein  Privileg.  Aus  der  blofsen  Innehabung 
folgt  nicht  ohne  weiteres  Legitimation  zur  Geltendmachung 
der  Forderung. 

Auch  wenn  die  Sparkasse  die  mangelnde  rechtliche 
Befugnis  des  Präsentanten  gekannt  hat,  braucht  sie  doch 

2)  Statut  für  die  Sparkasse  der  Residenz  Rudolstadt. 

3)  Vgl.  Entsch.  d.  R.G.  (Bd.  IX,  S.  246) :  verlangte  schriftliche  Zession. 
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unter  Umständen  nicht  argiistig  zu  handeln,  wenn  sie  dei^ 
Präsentanten  leistet.  Sie  kann  z.  B.  annehmen,  der  Prä- 
sentant sei  zur  Abhebung'  des  Geldes  für  den  wirklichen 
Forderungsinhaber  beauftragt  oder  bevollmächtigt. 

Handelt  die  Sparkasse  dagegen  arglistig  zum  Schaden 
des  Forderungsinhabers,  sei  es,  dafs  sich  die  mangelnde 
Berechtigung  des  die  Leistung*  Verlangenden  auf  Grund 
der  vorgenommenen  Prüfung  der  Legitimation  ergibt,  oder 
sei  es,  dafs  der  Mangel  der  Berechtigung  in  irgend  einer 
anderen  Weise  ihr  bekannt  geworden  ist,  so  haftet  sie 
nach  §  826  des  B.G.B/) 

Wenn  auch  das  der  Sparkasse  gewährte  Privileg,  an 
jeden  Inhaber  des  Sparkassebuchs  mit  befreiender  Wirkung 
leisten  zu  können,  mit  Rücksicht  auf  den  bei  der  Kasse 
herrschenden  Massenverkehr,  der  eine  genauere  Legiti- 
mationsprüfung natürlich  ausschliefst,  mit  Recht  ein  sehr 
weites  ist,  so  müssen  doch  die  Personen,  die  ihr  Geld  der 
Sparkasse  anvertraut  haben,  wenigstens  vor  Böswilligkeit 
geschützt  werden.    (Vgl.  Staudinger,  Erl.  zu  §  808): 

„Die  Frage,  ob  der  Aussteller  bei  einer  Leistung  an 
den  Inhaber  hier  auch  dann  befreit  wird,  wenn  er  weifs, 
dafs  dieser  nicht  verfügungsberechtigt  ist,  ist  an  der  Hand 
der  Protokolle  (s.  P.  II,  S.  563,)  im  allgemeinen  zu  be- 
jahen. 

Der  Aussteller  kann  ja  auch  annehmen,  dafs  der  be- 
treffende Inhaber  an  den  wahren  Berechtigten  abliefern 
werde.  Der  Schuldner  und  Aussteller  wird  aber  gleich- 
wohl den  wahren  Berechtigten  gegenüber  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  in  Haftung  kommen,  wenn  er  in  Kenntnis  der 
Nichtberechtigung  des  Fordernden  oder  in  besonderer 
Fahrlässigkeit  dem  letzteren  anstandslos  leistet." 

Bemerkt  werden  möge  hier  noch,  dafs  die  Sparkasse 
vertragsmäfsig  das  Recht,  an  jeden  Inhaber  mit  befreiender 


4)  Cosack,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  331  (1900). 
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Wirkung-  zahlen  zu  können,  ausscliliefsen  kann.  In  diesem 
Falle  hört  das  Buch  auf,  ein  Legitimationspapier  zu  sein, 
da  ein  wesentliches  Erfordernis  des  §  808  B.G.B,  fehlt. 
Jedoch  bleibt  es  nach  wie  vor  Schuldschein  und  Kekta- 
papier. 

Ein  solcher  Fall  liegt  z.  B.  vor  bei  der  häufig  vor- 
kommenden Sperrung  des  Sparkassebuches  (zur  Abhebung 
bedarf  es  der  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichtes 
oder  des  Gegenvormunds,  §  1809  B.G.B.),  wenn  darin 
Mündelgeld  verbrieft  ist.  In  diesem  Falle  hat  die  Spar- 
kasse bei  der  jedesmaligen  Abhebung  von  Geld  das  Vor- 
handensein der  vormundschaftsgerichtlichen  Genehmigung 
oder  der  des  Gegenvormunds  zu  prüfen.  Das  mehrfach 
erwähnte  Privileg  der  Sparkasse  ist  in  diesem  Fall  nicht 
vorhanden. 

§  5. 

Das  Sparkassebuch  ein  Inhaber-  oder  Rektapapier? 

Die  Forderung  gegen  die  Sparkasse  kann  nur  unter 
Vorlegung  des  Sparbuchs  geltend  gemacht  werden  (§  808 
B.G.B.),^)  vergleiche  auch  die  Bestimmung  unseres  Spar- 
buchs : 

„Die  Rückzahlung  erfolgt  auf  Vorlegung  des  Spar- 
buchs", d.  h.,  nur  auf  Vorlegung  desselben.  Die  Geltend- 
machung der  Forderung  ist  also  abhängig  von  der  Inne- 
habung  des  Buches.  Das  Sparkassebuch  ist  insofern  ein 
Wertpapier.^) 

Wenn  es  auf  einen  bestimmten  Namen  lautet,  so  ist 


^)  Ausschlufsurteil  ersetzt  Vorlegung, 

^)  Sollte  es  Sparbücher  geben,  deren  Vorlegung  statutengemäfs 
zur  Abhebung  des  Geldes  nicht  erforderlich  ist,  so  hätten  diese,  da  ihre 
Verwertung  durch  die  Innehabung  privatrechtlich  nicht  bedingt  wäre, 
nicht  die  Natur  von  Wertpapieren.  Solche  Bücher  aber  werden  wohl 
so  selten  sein,  dafs  sie  bei  unserer  Betrachtung  übergangen  werden 
können. 
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von  vornherein  die  Annahme,  es  sei  Inhaberpapier,  aus- 
geschlossen. 

Die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  2.  Juli  1880 
(Senlf,  Arch.  Bd.  36,  Nr.  78):  „Es  ist  mit  dem  Wesen  eines 
Inhaberpapiers  keineswegs  unvereinbar,  dafs  in  demselben 
der  erste  oder  auch  ein  späterer  Erwerber  „namentlich" 
bezeichnet  wird",  halten  wir  für  verfehlt.  Denn  dann  hat 
das  Inhaberpapier  die  Eigenschaft,  die  es  gerade  charak- 
terisiert, nämlich,  dafs  jeder  Inhaber  ohne  weitere  Legiti- 
mation das  Eecht  aus  dem  Papier  geltend  machen  kann, 
verloren.^)  Ist  der  erste  Erwerber  „namentlich"  bezeichnet, 
so  liegt  von  vornherein  kein  Inhaberpapier,  sondern  ein 
Rektapapier  vor,  das  auch  durch  den  Vorbehalt,  dafs  an 
jeden  Inhaber  mit  befreiender  Wirkung  geleistet  werden 
kann,  nicht  zum  Inhaberpapier  wird  (vgl.  §  4).*)  Die 
namentliche  Bezeichnung  eines  späteren  Erwerbers  kann 
nur  durch  Umschreibung  auf  den  Namen  geschehen  (vgl. 
auch  806  B.G.B.).  „Durch  eine  solche  Umschreibung  wird 
aber  das  bisherige  Inhaberpapier  seiner  Inhabereigenschaft 
entkleidet,  es  wird  Namenpapier.  Die  Vorschriften  dieses 
Titels  (Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber)  finden  keine 
Anwendung  auf  das  umgeschriebene  Papier"  (Mot.II,  S.  717). 

Doch  ist  es  auch  denkbar,  dafs  ein  Sparkassebuch 
nicht  auf  den  Namen  lautet.  Der  rechtliche  Charakter 
bleibt  aber  derselbe,  denn  der  Inhaber  als  solcher 
hat  kein  Recht  auf  die  Leistung.  Stets  ist  die  Spar- 
kasse berechtigt,  die  Legitimation  des  Inhabers  zu  prüfen. 
Solche  nicht  auf  Namen  lautende  Sparbücher  sind  keine 
Inhaberpapiere,  sie  tragen  nur  den  Namen  solcher  Papiere, 
sind  aber  in  der  Tat  Rektapapiere,  weil  sie  nicht  das 
Versprechen  an  den  Dritten  enthalten,  der  immer  das 
Papier  innehat,  sondern  nur  dem,  der  nach  den  über  das 


^)  Vgl.  Cordes,  Begriff  und  Arten  der  Wertpapiere  S.  121. 
*)  Dasselbe  für  Vers.-PoHze  R.O.H.G.  (Entsch.  IX)  S.  242. 
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darin  beurkundete  Eecht  herrschenden  Grundsätzen  be- 
rechtigt ist,  die  Leistung  verbriefen,  während  der  Schuldner 
durch  Leistung  an  jeden  Inhaber  frei  werden  soll.^) 

Einige  sehen  in  dem  Sparbuch  ohne  Namensangabe  ein 
reines  Inhaberpapier,  so  z.  B.  Merkel  (Holtzend.,  Hdb.,  Bd.  III, 
S.  651,  Nr.  6)«);  Koch  (Holtzend.,  Rechtsl.  III,  Vg  Aufl.,  1881) 
nennt  die  Bücher  in  der  Eegel,  also  die  auf  Namen 
lautenden  Bücher,  unvollkommene  Inhaberpapiere  und  gibt 
damit  zu,  dafs  Bücher  ohne  Namensangabe  reine  Inhaber- 
papiere sind."^) 

Die  Ansicht  scheint  uns  nicht  richtig  zu  sein.  Denn 
aus  der  Befugnis  der  Sparkasse,  an  den  Inhaber  zu  zahlen, 
folgt  für  den  Inhaber  kein  Recht,  unbedingt  Zahlung  zu 
fordern.^) 

Nennen  die  Sparbücher  den  Namen  nicht,  so  hat  das 
nur  den  Sinn,  dafs  an  den  Präsententen  gezahlt  werden 
darf.^)  In  Wirklichkeit  sind  die  Sparkassebücher,  welche 
nicht  auf  einen  Namen  lauten,  äufserst  selten,  so  dafs  wir 
sie  bei  unserer  Betrachtung  aufser  Acht  lassen  können. 
Schneider  im  XIV.  Bd.,  S.  46,  der  Lisztschen  Zeitschrift 
bezeichnet  es  als  „wirtschaftlichen  Unsinn,  Sparkassen- 
bücher als  Inhaberpapiere  in  den  Verkehr  zu  bringen  und 
als  Zahlungsmittel  zu  verwenden".  In  der  Tat  würde 
dies  auch  der  Natur  und  dem  Zweck  der  Bücher  wider- 
sprechen. Denn  das  ganze  Sparkassenwesen  dient  nur  dem 
Hauptzweck,  dem  grofsen  Publikum  eine  sichere  und  ver- 
zinsliche Anlage  gröfserer  und  besonders  auch  kleinerer 
Geldbeträge  zu  ermöglichen. 

Bemerkt  sei  noch,  dafs  Art.  22  des  preufs.  Gesetzes 
vom  12.  Dezember  1838,  die  Einrichtung  des  Sparkassen- 

5)  Jakobi,  a.  a.  0.,  S.  243. 

6)  cit.  in  „Gerichtssaal",  Bd.  52,  S.  4. 

')  cit.  in  .Gerichtssaal",  Bd.  52,  1896:  Doerr,  S.  4. 
^)  Gerichtssaal,  a.  a.  0.,  S.  5,  11. 
»)  Endemann,  a,  a.  0.,  S.  175. 
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Wesens  betr.,  die  Ausstellung  von  Sparkassebücliern  auf 
den  Inhaber  verbietet. 

Das  Sparkassebiicli  ist  ein  Rektapapier.  Beim  Rekta- 
papier ist  nur  der  berechtig-t,  die  Leistung  zu  verlangen, 
der  die  Forderung  durch  Abschlufs  des  zugrunde  liegenden 
Vertrags  erworben  hat.  Zur  Geltendmachung  ist  aber  aufser 
dem  Gläubigerreclit  Innehabung  eiforderlich.  Beides  ist 
beim  Sparkassebuch  der  Fall.  Denn  berechtigt  ist  nur  der 
nach  obligationenrechtlichen  Vorschriften  Berechtigte,  und 
geleistet  Avird  nur  gegen  Vorlegung  des  Buchs. 

Wenn  man  das  Sparkassebuch^^)  mit  Rücksicht  darauf, 
dafs  an  den  Inhaber  mit  befreiender  Wirkung  gezahlt 
werden  kann,  als  „hinkendes  Inhaberpapier" bezeichnet, 
so  halten  wir  diese  Bezeichnung  für  nicht  glücklich.  Jeder 
Anklang  an  „Inhaberpapier"  sollte  vermieden  werden,  denn 
das  Sparkassebuch  ist  Rektapapier  und  nicht  Inhaber- 
papier. 


§  6. 

Das  Sparkasselbuch  ein  Schuldschein? 

Das  Sparkassebuch  ist  ein  Rekta-Legitimationspapier 
es  hat  aber  noch  eine  andere  Eigenschaft,  es  ist  auch 
Schuldschein.    Im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  versteht 
man  unter  Schuldschein  eine  Urkunde  mit  der  Erklärung 
über  das  Bestehen  einer  Schuld,  ein  blofses  Beweismittel. 

Nach  §  952  B.G.B,  steht  das  Eigentum  an  dem  über  eine 
Forderung  ausgestellten  Schuldschein  dem  Gläubiger  zu.^) 

Das  Recht  eines  Dritten  an  der  Forderung  erstreckt 
sich  auf  den  Schuldschein.  Das  Gleiche  gilt  für  Urkunden 

^**)  wie  überhaupt  Papiere,  die  auf  den  Namen  lauten,  bei  denen 
aber  der  Aussteller  mit  befreiender  Wirkung  an  den  Inhaber  leisten 
kann. 

z.  B.  Thöl,  Handelsrecht,  S.  650.    Besser  die  Bezeichnung: 
, hinkendes  Namenspapier",  so  z.  B.  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  775. 

^)  Aussonderungsrecht  des  Eigentümers  beim  Konkurs  des  Be- 
sitzers: Mot.  ni,  S.  745. 

Bangert,  Die  Verp:fönducg  eines  Sparkassebuchs.  2 
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über  andere  Rechte,  kraft  deren  eine  Leistung  gefordert 
werden  kann,  insbesondere  für  Hypotheken -Grundschuld- 
und  Eentenschuldbriefe. 

Der  Begriff  „Schuldschein"  wird  nach  §  952  B.aB. 
zweifellos  weiter  gefafst,  als  im  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauch. Denn  es  sind  dem  „Schuldschein  über  eine 
Forderung"  im  I.  Abs.  des  §  952  „Urkunden  über  andere 
Eechte"  angereiht.  Diese  zwei  Begriffe  bilden  keinen 
Gegensatz,  sondern  es  bedeuten  beide  Begriffe  dasselbe. 
Es  werden  vielmehr  den  „Forderungen"  „andere  Rechte" 
gegenüber  gestellt.  Die  Urkunden  über  erstere  werden 
„Schuldscheine",  über  letztere  einfach  „Urkunden  über 
Rechte"  genannt.^)  Der  §  952  II  nennt  insbesondere  Hypo- 
thekenbriefe usw.  Hieraus  folgt,  dafs  man  unter  den  Be- 
griff „Schuldschein"  auch  Urkunden  zu  rechnen  ha,t,  die 
nicht  „blofse"  Beweismittel  sind. 

Hypothekenbriefe  haben  neben  ihrer  Natur  als  Beweis- 
mittel auch  die  Natur  von  "Wertpapieren  und  zwar  Rekta- 
papieren. Denn  zur  Geltendmachung  des  in  ihnen  beur- 
kundeten Rechtes  ist  Vorlegung,  also  Innehabung  erforder- 
lich. Es  geht  daraus  hervor,  dafs  ganz  allgemein  Urkunden 
über  Rechte,  auch  wenn  sie  neben  ihrer  Eigenschaft  als 
Beweisurkunden  noch  die  Eigenschaft  von  Wertpapieren 
haben  —  denn  §  952  II  nennt  nicht  ausschUefslich  Hypo- 
thekenbriefe usw.,  sondern  führt  sie  nur  als  Beispiel  an  — , 
ausgenommen  Order-  und  Inhaberpapiere  (vgl.  unten),  also 
auch  die  Rekta-Legitimationspapiere  des  §  808  (das  Spar- 
kassebuch ist  ein  solches)  Schuldscheine  im  Sinne  des 
§  952  sind.  Das  Sparkassebuch  ist  Beweisurkunde;  jede 
Einzahlung  wird  in  das  Buch  eingetragen.  Dasselbe  ent- 
hält also  eine  Beurkundung  der  erfolgten  Einzahlung  und 
übt  so  die  Funktion  eines  Beweismittels  aus. 


2)  Derselben  Ansicht:  Schwartz,  Reciitl.  Natur  des  Sparkasse- 
buchs,  Inaug.-Diss.,  Rostock,  1902,  S.  29. 
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Bemerkt  sei  noch,  dafs  die  Forderung  gegen  die  Spar- 
kasse nach  gewöhnlichen  obligationenrechtlichen  Vorschriften 
durch  Einzahlung  des  Geldes  begründet  wird.^)  Die  Aus- 
händigung des  Buches,  in  dem  die  Einzahlung  beurkundet 
ist,  hat  mit  der  Entstehung  der  Forderung  nichts  zu  tun. 
Die  Innehabung  des  Buches  ist  nur  unentbehrlich  zur 
Geltendmachung  der  Forderung,  und  insofern  ist  das  Buch 
nicht  nur  Beweismittel,  sondern  auch  Wertpapier.  Wir 
sehen,  dafs  die  über  eine  Forderung  ausgestellten  Rekta- 
papiere sich  von  den  gewöhnlichen  Schuldscheinen  nur 
dadurch  unterscheiden,  dafs  ihre  Innehabung  zur  Geltend- 
machung der  Forderung  erforderlich  ist.  Diese  geringe 
Verschiedenheit,  welche  das  Eektapapier  im  Vergleich  zu 
anderen  Wertpapieren  gegenüber  den  nicht  zu  den  Wert- 
papieren gehörenden  Schuldscheinen  aufweist,  erklärt  wohl 
auch  das  Schweigen  des  B.G.B,  über  das  Rektapapier. 
(Über  den  weiten  Begriff  des  Schuldscheins  im  Sinne  des 
§  952  vgl.  auch  Planck,  Erl.  z.  §  952.) 

Was  folgt  aus  der  Natur  des  Sparkassebuchs  als  eines 
Schuldscheins?  Der  Schuldschein  ist  ein  sog.  Akzessorium 
des  Rechtes.  „Das  Recht  an  der  Forderung  erstreckt  sich 
auf  den  Schuldschein."  „Schuldscheine,  mit  Ausnahme  der 
Order-  und  Inhaberpapiere,  sind  Pertinenzen  des  Forde- 
rungsrechtes, über  welches  sie  errichtet  sind"  (Pfizer, 
Arch.  f.  ziv.  Praxis,  Bd.  72,  S.  62).  Mit  Ausnahme  der 
Order-  und  Inhaberpapierei  (Pfizer  nennt  auch  diese 
Schuldscheine,  sie  sind  aber  keine  Schuldscheine  im  Sinne 
des  §  952).  Denn  kraft  positiver  Bestimmung  (§§  793  ff.) 
folgt  das  Recht  aus  dem  Papier  beim  Inhaberpapier  dem 
Recht  am  Papier,  also  gerade  umgekehrt  wie  beim 
Schuldschein  des  §  952.^)    Die  Innehabung  eines  Order- 


^)  Der  Sparkasse  wird  ein  Darlehn  gegeben;  die  Forderung  des 
Darleihers  entstellt  durch.  Hingabe  des  Geldes. 

^)  vgl.  auch  Prot.,  Bd.  III,  S.  645.     „Einverständnis  bestand 

2* 
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papiers  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  die  Innehabung  eines 
Inhaberpapiers,  wenn  das  Papier  mit  Indossament  ver- 
sehen ist.  Die  Übertragung  des  in  dem  Papier  beurkun- 
deten Eechts  erfolgt  auch  durch  Übergabe  des  mit  In- 
dossament versehenen  Papiers.  Das  Eecht  aus  dem  Papier 
folgt  dem  Eecht  am  Papier. 

Doch  darf  man  die  Schuldscheine  nicht  als  Zubehör 
im  Sinne  des  B.G.B,  bezeichnen,  weil  nur  Sachen,  d.  h. 
körperliche  Gegenstände  Zubehör  haben  können  (§  97,  98 
B.G.B.).^) 

Allen  Wertpapieren  ist  eigen  der  innige  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Eecht  aus  dem  Papier  und  Eecht  am 
Papier;  aber  beim  Eektapapier  (Schuldschein)  folgt  letzteres 
ersterem  im  Gegensatz  zum  Inhaberpapier.  Hat  z.  B.  A 
ein  Sparkassebuch  dem  B  übergeben  und  dann  die  Forderung 
gegen  die  Kasse  dem  C  abgetreten,  so  hat  C  gegen  B 
einen  dinglichen  Anspruch  auf  Herausgabe  des  Buchs.  Mit 
dem  Augenblick,  in  dem  jemand  Gläubiger  der  Forderung 
geworden  ist,  hat  er  auch  einen  dinglichen  Anspruch  auf 
Herausgabe  des  über  die  Forderung  ausgestellten  Schuld- 
scheins. Die  Absicht,  das  Eigentum  am  Papier  zu  über- 
tragen, ist  genügend  zum  Ausdruck  gebracht,  wenn  erklärt 
wird,  dafs  das  Eecht  übertragen  werden  soll. 

Bei  Urkunden,  die  sich  als  Schuldscheine  darstellen, 
sind  also  die  Vorschriften  über  den  Eigentumserwerb  an 
beweglichen  Sachen  nicht  mafsgebend,  sondern  es  bedeutet 
Erwerb  der  Forderung  zugleich  Erwerb  des  Eigentums  an 
der  Urkunde.  Wer  nicht  Forderungsgläubiger  ist,  ist  auch 
nicht  Eigentümer  des  Buchs.  Das  Buch  ist  zweifellos  eine 
„Sache"  und  ist  deshalb  auch  Gegenstand  dinglicher  Eechte. 
Diese  bestimmen  sich  jedoch  beim  Sparkassebuch  nicht 

darüber,  dafs  diese  Bestimmung  (§  952  B.G.B.)  auf  Schuldverschrei- 
bungen auf  den  Inhaber  nicht  berechnet  sei." 

5)  Planck,  Bd.  III,  S.  210.  Als  Zubehör  aufgefafst:  E.G.,  Entsch. 
Bd.  XXI,  S.  364;  Bd.  XXXIX,  S.  284. 
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nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über  bewegliche  Sachen, 
sondern  nach  der  besonderen  Vorschrift  des  §  952  B.G.B. 

Das  frühere  Recht,  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B., 
nahm  teilweise  einen  anderen  Standpunkt  ein.  So  wird 
z.  B.  in  einer  Entsch.  d.  E.G.  (Bd.  XI,  S.  241)  die  Ansicht 
verworfen,  dafs  der  Gläubiger  eines  Sparkassenguthabens 
auch  ohne  weiteres  Eigentümer  des  über  das  Guthaben 
ausgestellten  Buchs  sei.  Dagegen  aber  die  Protokolle 
Bd.  III,  S.  645:  Der  Gedanke,  den  das  B.G.B,  aussprechen 
müsse,  sei  der,  dafs  der  über  die  Schuld  ausgestellte  Schuld- 
schein das  rechtliche  Schicksal  der  Forderung  teile  und 
nicht  Gegenstand  eines  selbständigen  Rechtes  sein  könne. 
Es  fänden  deshalb  insbesondere  die  Bestimmungen  über 
den  Erwerb  im  guten  Glauben  keine  Anwendung.  Ebenso 
die  Motive  Bd.  III,  S.  744f.  zu  §  1109:  „Die  Bestimmung 
des  §  1109  beruht  auf  dem  Hypothekenrecht,  bezieht  sich 
also  speziell  auf  den  Hypothekenbrief".  Doch  wird  S.  745 
besonders  hervorgehoben,  dafs  der  Gedanke,  auf  welchem 
die  Bestimmung  des  §  1109  beruht,  über  die  Grenzen  des 
Hypothekenrechts  hinausgehe;  er  sei  für  jede  vom  Schuldner 
ausgestellte  Schuldurkunde  zutreffend.  Demnach  auch  für 
das  Sparkassebuch.  Der  Gedanke  spricht  aus,  dafs  das 
Eigentum  an  dem  Hypothekenbriefe  als  untrennbar  von 
der  Hypothek  gesetzt  und  also  dem  jeweiligen  Gläubiger 
zugesprochen  werden  müsse.  Da  der  Hypothekenbrief  einzig 
und  allein  die  Bestimmung  habe,  den  Zwecken  der  Hypo- 
theken zu  dienen,  führe  die  Rechtslogik  notwendig  dahin, 
einem  von  der  Hypothek  unabhängigem  Rechte  an  dem 
Briefe  die  Anerkennung  zu  versagen. 

Dies  alles  ist  analog  auf  das  Sparkassebuch  anzu- 
wenden. 

Befindet  sich  das  Buch  in  dem  Besitze  eines  Dritten, 
so  bedarf  es  zur  Übertragung  des  Eigentums  am  Buche 
nicht  der  Vindikationszession  des  §  931  B.G.B.,  sondern 
die  Übertragung  des  Eigentums  erfolgt  kraft  Gesetzes  als 
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Folge  der  Übertragung  der  Forderung;  letztere  genügt. 
Den  Protokollen  Bd.  III,  S.  645  zufolge  sind  die  oben  an- 
geführten Vorschriften,  die  Nichtmöglichkeit  besonderer 
Eechte  an  Schuldscheinen  betreffend,^)  nur  dispositive.  Es 
wurde  erwogen,  dafs  der  erwähnte  §  1109,  I  insoweit  nicht 
eine  Ausdehnung  auf  Schuldscheine  gestatte,  als  er  die 
Verbindung  zwischen  dem  Eecht  und  der  Urkunde  für 
untrennbar  erkläre.  Es  müsse  unter  Umständen  möglich 
sein,  an  einer  Schuldurkunde,  wenn  diese  z.  B.  als  Auto- 
gramm selbst  Wert  habe,  ein  von  dem  Gläubiger  recht  ge- 
trenntes Eigentum  und  dem  zufolge  sonstige  dingliche 
Rechte  (also  z.  B.  Pfandrecht)  zu  begründen. 

Diese  Bestimmung  kann  aber  auf  Schuidurkunden,  die 
zugleich  Wertpapiere  sind,  deren  Innehabung  also  zur 
Greltendmachung  der  Forderung  unbedingt  erforderlich  ist, 
mithin  auch  auf  Sparkassebücher  keine  Anwendung  finden.') 
Würde  Eigentum  am  Buch  und  G-läubigerrecht  getrennt, 
dann  würde  weder  der  an  der  Forderung  Berechtigte  noch 
der  am  Buche  dinglich  Berechtigte  zur  Erzwingung  der 
Leistung  seitens  der  Sparkasse  imstande  sein.  Eine  Tren- 
nung von  Eigentum  am  Buch  und  G-läubigerrecht  ist  un- 
denkbar. Das  Sparkassebuch  teilt  das  rechtliche  Schicksal 
der  Forderung. 

Den  Gegenstand  einer  Verfügung  im  technischen  Sinne 
vermag  demgemäfs  das  Sparkassebuch  für  sich  allein  nicht 
zu  bilden.^) 

Unter  Verfügung  versteht  man  aber  ein  Rechtsgeschäft, 
das  zum  Inhalt  die  Übertragung,  Aufhebung,  Änderung 
oder  Belastung  eines  Rechtes  hat,^)  also  auch  die  Bestellung 

6)  §  952,  Abs.  1,  S.  1. 

')  wenigstens  solange  die  darin  verbriefte  Forderung  existiert. 
Ist  dagegen  die  Forderung  erloschen,  so  ist  der  Schuldschein  (Spar- 
buch) eine  selbständige  Sache  und  es  kann  demgemäfs  darüber  wie 
über  jede  andere  bewegliche  Sache  verfügt  werden. 

8)  Das  Recht,  Strohal,  1901,  Nr.  7. 

»)  Matthias,  B.G.B.  I,  S.  173. 
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eines  Pfandreclits.  Wird  die  Forderung  gegen  die  Spar- 
kasse einein  andern  übertragen,  so  gellt  das  Eigentum  am 
Buch  ipso  iure  auf  den  neuen  Gläubiger  über. 

Was  von  der  Übertragung  der  Forderung  gilt,  gilt 
auch  von  der  Belastung. 

Jeder  Belastung  steht  ein  Kecht  dessen  gegenüber,  zu 
dessen  Gunsten  die  Belastung  erfolgt  ist.  Sein  Recht  er- 
streckt sich  auch  auf  den  Schuldschein,  §  952  II. 

Ist  jemandem  eine  Forderung  verpfändet  worden,  so  hat 
er  auch  ipso  iure  ein  Pfandrecht  am  Schuldschein  erlangt. 

Ebenso  bedarf  es  zur  Bestellung  des  Niefsbrauchs  an  der 
Sparkassenforderung  nur  des  formlosen  auf  die  Einräumung 
des  Niefsbrauchs  gerichteten  Vertrags  ohne  Übergabe  des 
Buchs,  da  die  Bestellung  des  Niefsbrauchs  an  einem  Rechte 
nach  den  für  die  Übertragung  des  Rechtes  geltenden  Be- 
stimmungen folgt  (§  1069  B.G.B). 

Wenn  §  952  II  sagt,  die  Vorschriften  des  Abs.  I  fänden 
auch  Anwendung  auf  Hypothekenbriefe,  so  ist  diese  Be- 
stimmung für  den  Fall  der  Bestellung  eines  Rechts  an 
der  Hypothekenforderung  (z.  B.  Pfandrecht)  bedeutungslos, 
weil  zur  Entstehung  dieses  Rechts  kraft  positiver  Bestimmung 
Übergabe  des  Briefs  erforderlich  ist  (§§  1274, 1154  B.G.B.).i«) 

Anders  beim  Sparkassebuch!  Zwar  ist  dasselbe  eine 
bewegliche  Sache,  doch  entsteht  auf  Grund  des  §  952  mit 
der  Verpfändung  des  Guthabens  auch  ein  Pfandrecht  am 
Buche,  ohne  Beobachtung  der  für  die  Bestellung  des  Pfand- 
rechtes an  beweglichen  Sachen  vorgeschriebenen  Form. 
Das  Pfandrecht  am  Buch  entsteht  auch  ohne  Übergabe 
des  Buchs.^^)  Das  Pfandrecht  am  Guthaben  gewährt  ein 
Recht  zum  Besitz  des  Buches.^'-) 

Turnau  und  Förster,  Sachenrecht,  1902,  S.  403. 

Anders  Biermann  (Sachenrecht  §  1293,  S.  309),  der  be- 
hauptet, dafs  es  zur  Bestellung  des  Pfandrechts  an  Papieren  des  §  808 
der  Überga^be  des  Papiers  bedürfe. 

1^)  Vgl.  auch  Motive  III,  S.  856  :  „Übergabe  der  über  die  Forderung 
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Im  gewöhnlichen  Verkehr  allerdings  wird  sich  der 
Gläubiger  des  Eigentümers  eines  Sparkassebuches  auf  eine 
Verpfändung  nur  einlassen,  wenn  ihm  das  Buch  übergeben 
wird. 

Pfandrecht  am  Guthaben  gewährt  Pfandrecht  am  Buch! 
Umgekehrt  würde  sich  aus  der  Natur  des  Sparkassebuches 
als  eines  Rekta-Legitimationspapiers  aus  der  Verpfändung 
des  blofsen  Buchs,  wenn  überhaupt  eine  solche  möglich 
ist^^)  — -  die  Frage  soll  uns  später  beschäftigen,  wir  wollen 
daher  lieber  von  „Übergabe  des  Buchs  in  Verpfändungs- 
absicht" sprechen  —  nicht  auch  zugleich  eine  Verpfändung 
des  Guthabens  ergeben,  gerade  wie  blofse  Übergabe  des 
Buchs  den  Erwerber  nicht  zum  Forderungsgläubiger  macht. 
Nur  durch  Zession  der  Forderung  kann  eine  Sparkassen- 
forderung übertragen  werden,  also  auch  nur  durch  Ver- 
pfändung der  Forderung  selbst  kann  eine  Sparkassen- 
forderung verpfändet  werden.  Die  Verpfändung  einer  Forde- 
rung richtet  sich  nach  den  Vorschriften  über  die  Über- 
tragung. 

Überdies  ist  für  die  rechtswirksame  Verpfändung  einer 
Forderung,  zu  deren  Übertragung  der  Abtretungsvertrag 
genügt,  Anzeige  des  Verpfänders  an  den  Drittschuldner 
unerläf stich,  also  auch  schon  aus  diesem  Grunde  wäre  bei 
blofser  Übergabe  des  Buchs  in  Verpfändungsabsicht  die 
Mitverpfändung  der  Forderung  ausgeschlossen  (§  1280B.G.B.). 
Soll  also  der  Pfandgläubiger  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
sich  aus  der  Forderung  des  Verpfänders  gegen  die  Spar- 
kasse im  Falle  der  Eealisierungsbefugnis  zu  befriedigen, 
so  müssen  die  Vorschriften  über  Verpfändungen  von  Forde- 
rungen beobachtet  sein.    Die  Übergabe  eines  Sparbuchs 

ausgestellten  Urkunde  zum  Erfordernis  der  Pfandbestellung  zu  machen, 
empfiehlt  sich  nicht." 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  des  §  952,  die  die  Be- 
stellung besonderer  dinglichen  Rechte  am  Sparbuch  verbieten,  vergl. 
oben  S.  22. 
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in  Verpfänduiig'sabsiclit  bedeutet  rechtlich  keine  Verpfän- 
dung der  Forderung-,  sondern  diese  mufs  zugleich  erfolgen. 
Das  Sparkasseguthaben  kann  nur  gemäfs  §  1280  B.G-.B. 
verpfändet  werden.  Verpfändung  der  Forderung  allein 
genügt,  um  den  Pfandgläubiger  in  den  Stand  zu  setzen, 
sein  Pfandrecht  auszuüben,  zu  dessen  Verwirklichung  Inne- 
habung  des  Buchs  erforderlich  ist  (§  952). 

Auf  dem  Grundsatz:  Eine  Trennung  des  Kechtes  am 
Buch  und  des  Gläubigerrechts  ist  undenkbar,  ergeben  sich 
wichtige  Konsequenzen,  die  hier  kurz  berührt  werden  mögen. 

Ein  Sparkassebuch  kann  nicht  ersessen  werden.  Eine 
Ersitzung  des  Sparkassegutliabens,  die,  da  das  Kecht  am 
Buch  dem  Kecht  an  der  Forderung  folgt,  auch  eine  Er- 
sitzung des  Buchs  zur  Folge  haben  würde,  ist  unmöglich, 
da  man  nur  Sachen,  nicht  Forderungen  besitzen  und  dem- 
gemäfs  auch  ersitzen  kann.  Eine  blofse  Ersitzung  des 
Buchs  würde  eine  Trennung  vom  Kecht  am  Buch  und 
G läubigerrecht  herbeiführen. 

Was  von  der  Ersitzung  des  Eigentums  gilt,  gilt  natur- 
gemäfs  auch  von  der  Ersitzung  des  Niefsbrauchs. 

Aus  demselben  Grunde  erwirbt  der  Finder  eines  Spar- 
kassebuchs nach  der  einjährigen  Frist  des  §  973  B.G.B, 
das  Eigentum  an  demselben  nicht.  Die  dazugehörige  For- 
derung aber  kann,  wie  sie  nicht  besessen  werden  kann, 
auch  nicht  verloren  werden. 

Auch  steht  dem  Finder  des  Buchs  nicht  etwa  5^/^ 
evtl.  1  des  betreffenden  Sparkassekapitals  als  Finderlohn 
in  Gemäfsheit  des  §  971  S.  II  zu.  Denn  die  Forderung 
ist  nicht  verloren,  sondern  nur  das  Buch,  dessen  Wert  für 
den  Finder  gleich  null  ist  und  das  lediglich  für  den  Ver- 
lierer (Gläubiger),  da  er  desselben  zur  Abhebung  des  ein- 
gezahlten Geldes  von  der  Sparkasse,  wie  wir  im  §  5  ge- 
sehen haben,  unbedingt  bedarf,  Wert  besitzt. 

Der  Finderlohn  mufs  demnach  in  Gemäfsheit  des  §  971 
S.  III  nach  billigem  Ermessen  bestimmt  werden. 
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Wie  das  Sparkassebuch  nicht  ersessen  werden  kann, 
so  unterliegt  umgekehrt  der  sich  auf  das  Eigentum  grün- 
dende Anspruch  auf  Herausgabe  desselben  nicht  der  Ver- 
jährung. 

Könnte  dem  Eigentümer  die  Einrede  der  Verjährung 
des  Heransgabeanspruchs  vom  Besitzer  entgegen  gehalten 
werden,  so  würde  dadurch  der  Eigentümer  aufserstande 
gesetzt,  das  ihm  gehörige  Buch  wieder  in  seinen  Besitz 
zu  bringen  und  damit  sein  Guthaben  von  der  Sparkasse 
abzuheben,  der  Besitzer  aber,  da  er  nicht  Gläubiger,  nicht 
dazu  berechtigt  sein.  Er  würde  die  Leistung  auch  nicht 
erzwingen  können. 

Die  akzessorische  Natur  des  Buchs  würde  durchbrochen 
werden.  Der  Gläubiger  braucht  das  Buch  unbedingt  zur 
Geltendmachung  seiner  Forderung  und  an  der  Geltend- 
machung derselben  darf  er  unmöglich  durch  Verjährung 
des  Herausgabeanspruchs  verhindert  werden.^*) 

Bemerkt  werden  möge  hier  auch  noch,  dafs  nach 
unserer  Ansicht  aus  dem  Grundsatz:  „Im  Augenblick,  in 
dem  die  Forderung  durch  Entgegennahme  des  Darlehns 
seitens  der  Kasse  entsteht,  geht  auch  das  Eigentum  am 
Buch  von  der  Kasse  auf  den  Gläubiger  über",  notwendiger- 
weise die  Konsequenz  zu  ziehen  ist,  dafs  in  dem  Augen- 
blicke, in  dem  durch  Rückzahlung  seitens  der  Kasse  die 
Forderung  erlischt,  das  Eigentum  am  Buch  vom  bisherigen 
Gläubiger  auf  die  Kasse  übergeht.  Die  Kasse  hat  also 
nicht  nur  (nehmen  wir  an,  dafs  sie  bei  Auszahlung  des 
Geldes  dem  Gläubiger  versehentlich  das  Buch  zurückge- 
geben hat)  den  persönlichen  Anspruch  auf  Rückgabe  des 
Schuldscheins  (Sparbuchs)  auf  Grund  des  §  371  B.G.B., 
sondern  auch  die  rei  vindicatio. 

Nach  dieser  kleinen  Abschweifung  kehren  wir  zu 
unserer  eigentlichen  Aufgabe  zurück. 


1*)  7gl.  darüber  Stroh al  a.  a.  0.,  S.  160. 
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Der  die  Sparkassefordening  Übertragende  oder  Ver- 
pfändende ist  zur  Herausgabe  des  Buchs  verpflichtet,  wie 
sich  neben  §  952  auch  aus  §  402  B.G.B,  ergibt.  Die 
Verpfändung  der  Forderung  richtet  sich  nach  den  für  die 
Übertragung  geltenden  Vorschriften.  Der  Zedent  (Ver- 
pfänder)  ist  aber  nach  §  402  verpflichtet,  dem  Zessionar 
(Pfandgläubiger)  die  zum  Beweis  der  Forderung  dienenden 
Urkunden  herauszugeben;  überhaupt  hat  er  ihn  in  den 
Stand  zu  setzen,  sein  erworbenes  Forderungsrecht  auszu- 
üben (§  242  B.G.B.). 

Ohne  Innehabung  des  Sparkassebuchs  ist  aber  der 
Pfandgläubiger  nicht  in  der  Lage,  sein  Eecht  auszuüben. 

Der  §  402  unterscheidet  sich  vom  §  952  dadurch,  dafs 
in  ersterem  der  Anspruch  auf  Herausgabe  ein  persönlicher, 
nur  gegen  den  Verpfänder  gerichteter  ist.  in  letzterem  aber 
ein  dinglicher,  gegen  jeden  Besitzer  des  Buchs  gerichteter. 

Ebenso  ist  der  Niefsbraucher  der  Sparkasseforderuiig 
berechtigt,  die  Herausgabe  des  Sparkassebuchs  auf  Grund 
seines  Forderungsniefsbrauchs  zu  verlangen. 

Fassen  wir  noch  einmal  zusammen:  Die  Verpfändung 
eines  Sparkassebuchs  mit  der  Wirkung,  dafs  auch  die  in  ihm 
beurkundete  Forderung  dem  Pfandrecht  unterliegt,  wird 
nur  gültig  herbeigeführt  durch  Verpfändung  der  Forderung 
selbst.  Die  Verpfändung  von  Rekta-Legitimationspapieren 
geschieht  nach  obligationenrechtlichen  Vorschriften,  die  der 
Inhaberpapiere  dagegen  nach  sachenrechtlichen. 

Halten  wir  fest,  das  Sparkassebuch  hat  keinen  selb- 
ständigen Vermögenswert,  weil  mit  der  Innehabung  des 
Buchs  als  solchen  nicht  ohne  weiteres  ein  Recht  verbunden 
ist;  es  ist  keine  selbständige  Sache,  sondern  nur  ein  Ak- 
zessorium  der  Forderung,  über  die  es  ausgestellt  ist. 
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Kap.  III.  Verpfändung  eines  Sparkassebuchs. 

§7. 

Wesen  des  Pfandrechts  im  allgemeinen. 

Nachdem  wir  g-esehen  haben,  dafs  wir  unter  einer 
Verpfändung  des  Sparkassenguthabens  auch  eine  gleich- 
zeitige Verpfändung  des  Buchs  zu  verstehen  haben,  wollen 
wir  nun  zusehen,  ob  umgekehrt  eine  Verpfändung  des 
blofsen  Buchs  möglich  ist. 

Wir  haben  im  §  6  hervorgehoben,  dafs  das  Eigentum 
am  Sparkassebuch  untrennbar  von  der  Forderung  gegen 
die  Sparkasse  gesetzt  ist.  Konsequenz  hiervon  ist,  dafs 
auch  andere  dingliche  Rechte  an  dem  Buch,  sofern  sie  nicht 
zugleich  an  der  in  ihm  verbrieften  Forderung  entstehen, 
nicht  begründet  werden  können  (Mot.  III  S.  745).  Es 
wäre  also  schon  aus  diesem  Grunde  ein  Pfandrecht  an  dem 
Buche  ohne  gleichzeitiges  Pfandrecht  an  der  Forderung 
nicht  möglich.  Wir  wollen  aber  die  Frage,  ob  eine  Ver- 
pfändung eines  Sparkassebuchs  als  solche  möglich  ist,  noch 
von  einem  anderen  allgemeinen  Gesichtspunkt  aus  betrachten. 

Denken  wir  uns  die  Vorschrift  des  §  952  als  nicht 
vorhanden!  In  der  Tat  besteht  diese  ja  erst  seit  dem  In- 
krafttreten des  B.Gr.B.  und  war,  wie  wir  in  §  6  gesehen 
haben,  früher  vielfach  die  Ansicht  vertreten,  das  eine 
Trennung  des  Eechts  am  Guthaben  und  des  Rechts  am 
Buch  möglich  sei,  und  dafs  das  Sparkassebuch  auch  als 
selbständige  körperliche  Sache  Gegenstand  von  Verfügungen 
sein  könne. 

Wir  wollen  einen  Blick  auf  den  Inhalt  und  das  Wesen 
des  Pfandrechts  im  allgemeinen  werfen.  Das  Forderungs- 
pfandrecht übergehen  wir,  es  soll  uns  später  beschäftigen. 

Wir  unterscheiden  das  gesetzliche,  Pfändungs-  und 
das  vertragsmäfsige  Pfandrecht;  nur  letzteres  ist  für  uns 
von  Interesse. 
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Das  Sachenpfandrecht  ist  ein  dingliches  Recht  an 
einer  Sache  und  dient  zur  Sicherung  einer  Forderung.^) 
Es  kommt  in  der  Regel  zustande  durch  Übergabe  der 
Sache  und  Einigung  über  die  Entstehung  des  Pfandrechts 
(§  1205,  I  1,  vgl.  aber  1205  1.  2,  1205,  II,  1206).  Der 
wesentliche  Inhalt  des  Pfandrechts^)  besteht  in  der  Be- 
fugnis des  Pfandgläubigers,  wegen  einer  ihm  zustehenden 
Forderung  Befriedigung  aus  der  Sache  zu  suchen  (§  1204), 
nämlich  durch  Verkauf  gemäfs  §  1228  If.  Doch  ist  das 
Befriedigungsrecht  nicht  der  einzige  Inhalt  des  Pfandrechts; 
es  gewährt  auch  ein  Recht  zum  Besitz  und  damit  ein  Zu- 
rückbehaltungsrecht. 

Das  Besitzrecht  folgt  mittelbar  aus  den  §§  1215, 
1217,  1233  bez.  der  Verpflichtung  des  Gläubigers  zurVei*- 
wahrung,  Hinterlegung  und  Rückgabe  des  Pfandes.  Aus- 
drücklich anerkannt  ist  es  im  Gesetz  nicht.  Die  2.  Kom- 
mission hielt  diese  Anerkennung  mit  Recht  für  überflüssig, 
da  sich  die  Berechtigung  des  Pfandgläubigers  dem  Ver- 
pfänder  gegenüber  „aus  der  rechtlichen  Natur  des  Faust- 
pfandrechtes, Dritten  gegenüber  aus  den  Vorschriften  über 
die  dinglichen  Ansprüche"  ergebe.^) 

Das  Befriedigungsrecht,  Verwertungsrecht  ist  nicht 
immer  der  Hauptinhalt  des  Pfandrechts  gewesen.  Be- 
trachten wir  z.  B.  das  altrömische  pignus:  Hier  war  der 
Gläubiger  nicht  in  der  Lage,  sich  durch  Verkauf  des 
Pfandgegenstands  zu  befriedigen,  nicht  als  ob  der  Verkauf 
an  sich  unmöglich  gewesen  wäre,  sondern  weil  die  Ver- 
kaufsbefugnis im  pignus  ursprünglich  nicht  enthalten  war. 
Der  AVert  des  pignus  bestand  lediglich  in  der  Entziehung 
des  Gebrauchs  seitens  des  Schuldners.  Erst  wenn  ein  be- 
sonderes pactum  „ut  liceret  creditori  pignus  vendere,  si 

1)  Mot.  in  S.  595. 

natürlich  aucli  vor  dem  Inkraftreten  des  B.G.ß. 
3)  Planck,  Erl.  zu  §  1204  S.  655,  Prot.  Bd.  III  S.  452;  Mot. 
III.  Bd.  S.  806,  807. 
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pecunia  non  solvatiir"  das  später  als  ständige  Klausel  er- 
klärt wurde,  liinziitrat,  war  dem  pigniis  die  Eigenschaft 
ziierteiit,  welche  heute  den  wesentlichsten  Inhalt  des  Pfand- 
rechts ausmacht.  Denn  das  Eecht  auf  Verwertung  des 
Pfandohjektes  d.  h.  Aneignung  des  Erlöses  ist  ohne  jeden 
Zweifel  der  Kernpunkt  des  heutigen  Pfandrechts. 

Aus  dem  Umstand,  dafs  dem  beim  röm.  pignus 
(übrigens  auch  im  alten  deutschen  Eecht)  nicht  so  war, 
die  Folgerung  zu  ziehen,  „das  Verwertungsrecht  habe  noch 
heute  mit  dem  Begriff  des  Pfandrechtes  nichts  zu  tun, 
heifst  den  Pfandrechtsbegriff  in  ein  längst  überwundenes 
Stadium  seiner  Entwickelung  zurückschrauben  wollen."*) 
Die  Verwertung  geschieht  aber  nach  dem  B.G.B.  (§  1228) 
durch  Verkauf.  „Der  Gedanke  einer  ökonomischen  Ersatz- 
leistung und  Wertausgleichung  beherrscht  das  moderne 
Pfandrecht."  ^) 

Gerät  der  Verpfänder  in  Konkurs,  so  haben  Gläubiger, 
welche  an  einem  zur  Konkursmasse  gehörigen  Gegenstande 
ein  durch  Rechtsgeschäft  bestelltes  Pfandrecht  haben  (Faust- 
pfandgläubiger), ein  Absonderungsrecht  in  Ansehung  des 
verpfändeten  Gegenstandes  (§  47  K.O.). 

Bez.  der  Verpfändung  von  selten  eines  Nichtberechtigten 
finden  die  für  den  Erwerb  des  Eigentums  geltenden  Vor- 
schriften, §§  932,  934,  935  entsprechende  Anwendung. 
Wer  im  guten  Glauben  von  einem  Nichtberechtigten  eine 
Sache  zum  Pfände  erhält,  erlangt  trotzdem  ein  gültiges 
Pfandrecht,  vgl.  auch  §  9351. 

Betrachten  wir  nun  die  Verpfändung  eines  Sparkasse- 
buchs und  sehen  wir  zu,  ob  sich  die  oben  angeführten 
Sätze  auch  bei  der  Verpfändung  des  blofsen  Buchs  an- 
wenden lassen. 


Exner,  Kritik  des  Pfandrechtsbegriffs,  S.  25. 
^)  V.  Schwind,  Wesen  und  Inhalt  des  Pfandrechts,  S.  183. 
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§  8. 

Die  Terpfäudimg"  eines  Sparkassel)uclis  als  solchen 
imr  ein  vertragsmäfsig 
eingeräumtes  Zurückbehaltungsrecht  ? 

Bedeutet  die  Übergabe  eines  Sparkassebuclis  in  Ver- 
pfändnngsabsiclit.  ohne  gleichzeitige  Mitverpfändung  der 
Forderung,  eine  wirkliche  Verpfändung  des  Buchs  im  Sinne 
des  Gesetzes? 

Wie  oben  dargestellt  ist,  stellt  sich  das  Sparkasse- 
buch dar  als  Legitimationspapier.  Dasselbe  ebenso  wie  das 
Eektapapier  hat  keinen  selbständigen  Vermögenswert.  Das 
Sparkassebuch  dient  ausschliefslich  den  Zwecken  der 
Geltendmachung  der  in  ihm  beurkundeten  Forderung,  als 
eine  selbständige  Sache  ist  es  nicht  anzusehen,  einen  eigenen 
Verkaufswert  besitzt  es  nicht.  Blofse  Innehabung  des 
Buchs  hat  das  Eecht  und  die  Legitimation,  die  darin  beur- 
kundete Forderung  geltend  zu  machen,  nicht  im  Gefolge. 
Daran  ändert  auch  das  Privileg  der  Sparkasse,  an  den 
Inhaber  mit  befreiender  Wirkung  zahlen  zu  können,  nichts. 
Hebt  der  Inhaber  die  Forderung  ab,  so  mifsbraucht  er 
eine  vom  Recht  gegebene  Möglichkeit. 

Der  am  blofsen  Buch  Pfandberechtigte  hätte  ein  Pfand- 
recht, das  sich  nicht  verwirklichen  liefse,  er  könnte  aus 
der  Pfandsache  keine  Befriedigung  suchen.  Es  wäre  eine 
Sache  verpfändet,  die  keinen  Verkaufswert  besitzt.  Solche 
Sachen  sind  nicht  zur  Verpfändung  geeignet;^)  bei  ihnen 
kann  eine  „Verpfändung"  nicht  die  Bedeutung  einer  Ver- 
pfändung im  Eechtssinne  haben. 

Ein  Pfandrecht  wird  zu  dem  Zwecke  bestellt,  dem 
Gläubiger  für  eine  geschuldete  Leistung  eine  Sicherheit 
zu  gewähren;  der  Gläubiger  soll  sich  aber  auch  aus  der 
Pfandsache  befriedigen  können.  Dafs  die  Pfandsache  wirk- 
lich verwertet  wird,  ist  nicht  notwendig,  meist  wird  dies 


1)  Vgl.  auch  Planck,  Erl.  z.  §  1204  Note  IL 
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auch  nicht  die  Absicht  der  Parteien  sein.  Jedenfalls  aber 
mufs  das  Pfandrecht  geeignet  sein,  dem  Gläubiger  im  Falle 
der  Nichterfüllung  von  selten  des  Schuldners  eine  Ersatz- 
leistung zu  verschaffen,  das  Pfandrecht  mufs  sich  verwirk- 
lichen lassen.  Sicherheit  und  ev.  Befriedigungsmögiichkeit 
mufs  das  Pfandrecht  in  sich  bergen.  Die  Befriedigungs- 
möglichkeit, Eealisierungsmöglichkeit  ist  aber  zweifellos 
das  Primäre.^) 

Nun  ist  zwar  nicht  zu  leugnen,  dafs  diese  Realisierungs- 
möglichkeit erst  im  Augenblick  eintritt,  in  dem  die  Forde- 
rung des  Pfandgläubigers  gegen  den  Schuldner  fällig  wird, 
ganz  oder  teilweise,  vorher  aber  das  Pfandrecht  lediglich 
in  einem  Besitzrecht  —  das  ev.  Nutzungsrecht  lassen  wir 
beiseite  —  zum  Ausdruck  kommt.  Aber  dieses  Besitzrecht 
ist  nur  eine  sekundäre  Folge  der  Eealisierungsbefugnis.  Nur 
damit  diese  Befugnis  nicht  vereitelt  wird,  wird  dem  Grläubiger 
schon  vor  der  Befugnis  eine  unmittelbare  Herrschaft  über 
die  Sache  gegeben  in  der  Form  des  sichernden  Besitzes. 

Die  Realisierungsmöglichkeit  ist  der  wesentlichste  In- 
halt des  Pfandrechts.^)  Eine  solche  Befriedigungsmöglich- 
keit hat  die  Übergabe  eines  Sparkassebuchs  inVerpfändungs- 
absicht  nicht  zur  Folge.  Denn  das  Buch  hat  keinen  selb- 
ständigen Verkaufswert  und  das  Recht  und  die  Legitimation 
einer  Befriedigung  aus  der  Forderung  ist  an  eine  solche 
blofse  Übergabe  des  Buchs  nicht  geknüpft.*)  Inwiefern 
eine  solche  Übergabe  eine  Sicherheit  gewährt,  wollen  wir 
später  betrachten. 

Ein  Sparkassebuch  für  sich  kann  nicht  wirksam  ver- 
pfändet werden.^)    Anders  das  Inhaberpapier.    Dieses  hat 

2)  a.  A.  V.  Schwind,  Wesen  und  Inhalt  des  Pfandrechts  S.  lOOff. 

8)  Planck  §  1204  S.  655;  Biermann  §  1204  S.  255. 

*)  Ein  realisierbarer  Vermögenswert  ist  nicht  vorhanden,  wenn 
mit  dem  Besitze  nicht  ohne  weiteres  ein  Recht  verbunden  ist.  Z.  B. 
R.G.  Entsch.  Bd.  XX.  S.  58  f. 

5)  Für  Vers.  Polic:  R.O.H.G.  (Entsch.  XIV  S.  29). 
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einen  selbständigen  Vermögenswert,  die  Befriedigung  kann 
dm^ch  Verkauf  erfolgen.  Der  Wert  liegt  auch  hier  nicht 
im  Papier  als  solchem,  sondern  in  dem  darin  beurkundeten 
Eechte,  aber  der  Umstand,  dafs  das  Recht  aus  dem  Papier 
dem  Eecht  am  Papier  untrennbar  folgt,  verleiht  dem  Papier 
einen  selbständigen  Vermögenswert.^) 

Nicht  unserer  Ansicht  ist  eine  Entscheidung  desR.O.H.G. 
(Entsch.Bd.TlI  S.  159);  die  Entscheidung  bezieht  sich  speziell 
auf  Hypothekenbriefe,  sie  findet  aber  analoge  Anwendung 
auf  unseren  Fall.  Denn  der  Hypothekenbrief  ist  auch  ein 
nur  den  Zwecken  des  darin  beurkundeten  Rechtes  dienen- 
des Papier,  wie  das  Sparkassebuch. 

„Die  Behauptung,  eine  Hypothekenurkunde  für  sich 
und  als  körperliche  Sache  betrachtet,  könne  nicht  Gegen- 
stand eines  Faustpfandes  sein,  und  ihre  faustpfändliche 
Verpfändung  erzeuge  keine  rechtlichen  Wirkungen,  weil 
sie  als  eine  blofse  Beweis-  und  Legitimation surkunde  keinen 
Verkaufswert  und  überliaupt  keinen  selbständigen  öko- 
nomischen Wert  habe,  entbehrt  der  Begründung.  Aus  dem 

Mangel  eines  Verkaufswertes  folgt  nur,  dafs  der 

wichtigste  Teil  der  aus  dem  Faustpfandrecht  sich  begrilfs- 
mäfsig  ergebenden  Rechte  sich  als  gegenstandslos  erweist 
und  dem  Pfandgläubiger  nicht  zufällt.  Das  aus  dem  Pfand- 
recht entspringende  Besitz-  und  Retentionsrecht  wird  da- 
gegen durch  den  Wertsmangel  in  keiner  Weise  berührt, 
weshalb  es  dem  durch  den  Verpfändungsakt  in  den  Besitz 
gesetzten  Gläubiger  bis  zu  seiner  Befriedigung  unmöglich 
versagt  werden  kann."*^) 


Vgl.  R.G.  (Entsch.  XXIX  S.  301  ff.)  „Man  kann  durch  Inne- 
laabung  einer  Urkunde  ein  Faustpfand  an  einer  Inhaberpapierforderung 
haben,  nicht  aber  an  einer  Forderung  auf  Grund  eines  Legitimations- 
papiers". 

')  ähnlich  ein  Erkenntnis  des  vorm.  preufs.  Obertribunals  v. 
14.  II.  1860  (Entsch.  Bd.  63  S.  79);  ebenso  Entsch.  d.  R.O.H.G.  Bd.  VI 
S.  198;  Bd.  XVm  S.  12. 

Bangert,  Die  Verpfändung  eines  Sparkassebuchs.  8 
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Ob  der  Gläubiger  ein  solches  Besitz-  und  Retentions- 
recht hat,  wollen  wir  später  untersuchen.  Jedenfalls  aber 
erscheint  uns  die  Entscheidung  insofern  als  unzutreffend,  als 
sie  dieses  Recht  zu  einem  Pfandrecht  erweitert.  Denn  wenn 
das  Pfandrecht  seines  wesentlichsten  Inhalts,  der  Verwer- 
tungsmöglichkeit entkleidet  ist  —  wenn  sich  das  Verwer-. 
tungsrecht  als  gegenstandslos  erweist,  besteht  diese  nicht  — 
so  ist  es  eben  kein  Pfandrecht  mehr,  sondern  nur  noch  ein 
Recht,  das  übrig  bl  eibt,  wenn  die  Verwertungsmöglichkeit  weg- 
gefallen ist,  nämlich  ein  Besitz-  und  Zurückbehaltungsrecht. 

Wenn  das  Sparkassebuch  für  sich  allein  nicht  wirk- 
sam verpfändet  werden  kann,  so  kann  doch,  wie  schon  an- 
gedeutet, ein  Besitz-  und  Zurückbehaltungsrecht  an  ihm 
begründet  werden.  Dieser  Ansicht  ist  auch  eine  Ent- 
scheidung des  R.G.  (Entsch.  Bd.  XVI,  S.  170).^)  Hier  ist 
ungefähr  Folgendes  ausgeführt: 

Papiere,  die  nur  zum  Beweise  einer  Forderung  bezw. 
zur  Legitimation  dienen,  nicht  also  zugleich,  wie  z.  B.  In- 
haberpapiere, Träger  der  Forderung  seien,  seien  zwar  immer- 
hin für  die  Beteiligten  von  Wert  und  Wichtigkeit,  hätten 
jedoch  keinerlei  selbständigen  Vermögenswert  und  Verkaufs- 
wert und  könnten  deshalb  im  Wege  des  dem  Pfandgläubiger 
als  wesentlicher  Inhalt  seines  Pfandrechts  zustehenden  Ver- 
kauf srechts  zu  einer  Befriedigung  desselben  nicht  führen. 
Es  sei  deshalb  die  Verpfändung  solcher  Papiere  ausgeschlossen. 
Wenn  die  Beteiligten  wüfsten,  dafs  die  Urkunde  keinen  Ver- 
kaufswert habe,  so  könnte  die  Absicht  nur  die  sein,  dafs 
der  Gläubiger  an  ihr  bis  zu  seiner  Befriedigung  ein  Be- 
sitz- und  Zurückbehaltungsrecht  auszuüben  berechtigt  sei. 
Dies  gelte  auch  dann,  wenn  es  für  ein  Faustpfand  gehalten 
werde,  denn  dann  hätte  der  Gläubiger  neben  dem  Ver- 
kaufsrecht ein  Recht  zum  Besitz  und  zur  Zurückbehaltuug. 
Jedenfalls  sei  eine  vertragsmäfsige  Einräumung  des  Besitz- 
und  Retentionsrechts  gültig  zustande  gekommen. 
Vgl.  auch  Entsch.  des  R.G.  Bd.  III,  S.  153. 
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„Jedenfalls,  gleicliviel,  ob  die  Beteiligten  sich  klar 
waren,  dafs  ein  Pfand  mit  voller  Wirkung,  nämlich  mit 
dem  Verkanfsrecht  des  Gläubigers  nicht  eintreten  werde, 
haben  die  Parteien  gewollt,  dafs  der  Gläubiger  sich  durch 
Besitznahme  und  Zurückbehaltung  der  Urkunde  sichere". 
Die  Entscheidung  bezieht  sich  auf  einen  speziellen  Fall. 

Es  fragt  sich,  ob  wir  ganz  allgemein  annehmen  können, 
dafs  die  Übergabe  eines  Sparkassebuchs  als  solchen  in  Ver- 
pfändungsabsicht, da  sie  eine  Verpfändung  im  Rechtssinne 
nicht  bedeutet,  als  Einräumung  eines  vertragsmäfsigen 
Besitz-  und  Zurückbehaltungsrechts  anzusehen  ist. 

Dieser  Ansicht  ist  eine  Entscheidung  des  O.L.G.  Kiel 
(IL  Senat,  30.1.  1903).^)  Hier  ist  ausgeführt,  dafs  die  Be- 
weis- und  Legitimationspapiere,  speziell  das  Sparkassebuch, 
einen  Verkaufs  wert  nicht  haben,  der  Pfandgläubiger  daher 
Befriedigung  aus  der  Pfandsache  nicht  suchen  kann;  eine 
Verpfändung  der  blofsen  Papiere  sei  also  ausgeschlossen. 
Wohl  aber  sei  anzunehmen,  dafs  bei  Übergabe  solcher  Pa- 
piere zum  Faustpfande  die  Absicht  der  Parteien  darauf 
gerichtet  sei,  dem  Pfandgläubiger  Sicherheit  zu  verschaffen 
durch  Einräumung  eines  Besitz-  und  Zurückbehaltungs- 
rechtes mit  „dinglicher  Wirkung". 

Auch  wir  sind  der  Ansicht,  dafs  bei  Übergabe  eines 
Sparkassebuchs  in  Verpfändungsabsicht  die  Einräumung 
eines  Besitz-  und  Zurückbehaltungsrechtes  in  der  Eegel 
als  gegeben  anzunehmen  ist.  Wir  ziehen  zur  Begründung 
den  §  140  B.G.B,  heran. 

§  140  lautet:  „Entspricht  ein  nichtiges  Rechtsgeschäft 
den  Erfordernissen  eines  anderen  Rechtsgeschäftes,  so  gilt 
das  letztere j  wenn  anzunehmen  ist,  dafs  dessen  Geltung 
bei  Kenntnis  der  Nichtigkeit  gewollt  sein  würde". Man 

9)  Rechtspr.  d.  O.L.G.  Bd.  VI,  S.  268. 

10)  Vgl.  unten  S.  41. 

Der  Wille  der  Parteien  braucht  bei  Vornalime  des  nichtigen 
Rechtsgeschäftes  nicht  schon  tatsächlich  auf  das  in  diesem  enthaltene 

3* 
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kann  aber  wohl  mit  Recht  annehmen,  dafs  die  Beteiligten 
bei  Kenntnis  des  Nichtzustandekommens  des  Pfandrechts 
die  Absicht  haben  würden,  dafs  dem  Gläubiger  ein  Zurück- 
behaltungsrecht zustehen  solle.  Denn  ^ie  Absicht  der  Par- 
teien wird  in  der  Regel  darauf  gerichtet  sein,  dafs  dem 
Gläubiger  Sicherheit  geleistet  werde  neben  der  Beschaffung 
der  Befriedigungsmöglichkeit.  Ist  letztere  nicht  vorhanden, 
so  kann  man  wohl  annehmen,  dafs  dem  Gläubiger  wenig- 
stens Sicherheit  geleistet  werden  soll.  Sicherheit  gewährt 
aber  ein  vertragsmäfsig  eingeräumtes  Zurückbehaltungs- 
recht, wie  wir  noch  sehen  werden. 

In  der  No.  16  der  „bayr.  Gemeindezeitung"  ist  in 
einem  kleinen  Aufsatz die  Ansicht  vertreten,  dafs  der 
§  140  auf  unsern  Fall  keine  Anwendung  finden  könne 
wegen  der  wesentlichen  Verschiedenheit  des  Pfandrechts 
und  des  Zurückbehaltungsrechts. 

Dem  ist  zu  entgegnen,  dafs  einmal  der  §  140  nichts  er- 
wähnt, dafs  seine  Vorschrift  nicht  Anwendung  finden  soll, 
wenn  beide  in  Betracht  kommende  Rechtsgeschäfte  verschie- 
den sind,  obwohl  nicht  zu  leugnen  ist,  dafs  der  Wille  der 
Parteien,  ev.  ein  anderes,  als  das  ursprünglich  gewollte 
Rechtsgeschäft  zu  begründen,  in  der  Regel  nur  bei  innerlich 
verwandten  Rechtsgeschäften  in  Betracht  kommen  wird,  d.  h. 
bei  Rechtsgeschäften,  die  einen  gleichen  oder  wenigstens 
ähnlichen  Erfolg  herbeiführen.  Zweitens  aber  ist  die  Ver- 
schiedenheit zwischen  Pfandrecht  und  Zurückbehaltungs- 
recht keine  so  grofse.  Behauptet  doch  sogar  die  oben 
S.  33  angeführte  Entscheidung  (R.O.H.G.,  Bd.  III,  S.  159), 
dafs  das  „Pfandrecht"  ohne  Verwertungsmöglichkeit,  das, 
wie  wir  zu  beweisen  versucht  haben,  ein  blofses  vertrags- 
mäfsiges  Zurückbehaltungsrecht  ist,  doch  Pfandrecht  bleibe. 

In  der  Tat  unterscheidet  sich  Pfandrecht  vom  Zurück- 

Geschäft  gericMet  gewesen  zu  sein,  auch  nicht  eventuell.  Vgl.  Stau- 
dinger, Planck,  Erl.  z.  §  140. 

^'^)  1904.   Dr.  Michel,  Verpfändung  von  Sparkassebüchern. 
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behaltung'srecht  zunächst  nur  insofern,  als  ersteres  dem 
Gläubiger  aufser  dem  Recht  zum  Besitz  und  zur  Zurück- 
behaltung- (beide  Eechte  stehen  auch  dem,  der  em  blofses 
Zurückbehaltungsrecht  hat,  gegenüber  dem  Schuldner  zu) 
noch  das  Eecht  zur  Befriedigung  gewährt.  Beide  Rechte 
dienen  zur  Sicherung,  nur  ist  das  erstere  weiter  als  das 
letztere.  Ob  eine  Forderung  durch  die  Sache  selbst  oder 
durch  die  Zurückbehaltung  der  Sache  gesichert  ist,  eine 
Sicherung  besteht  jedenfalls,  und  es  ist  ganz  zweifellos  der 
Wille  der  Parteien,  wenn  kein  gültiges  Pfandrecht  zu- 
stande gekommen  ist,  wenigstens  eine  anderweite  Sicherung 
zu  haben  resp.  eingeräumt  zu  haben.  Jedenfalls  führen 
beide  Rechtsgeschäfte  einen  ähnlichen  Erfolg  herbei. 

Der  §  140  findet  auf  unseren  Fall  wohl  Anwendung! 

In  der  Regel  werden  wir  also  annehmen  können,  dafs 
bei  der  Übergabe  eines  Sparkassebuchs  in  Verpfändungs- 
absicht die  vertragsmäfsige  Einräumung  eines  Zurück- 
behaltungsrechts gültig  zustande  gekommen  ist.  Dem 
Gegner  wird  durch  Einräumung  dieses  Rechts  Sicherheit 
geleistet. 

Durch  die  Übergabe  des  Buchs  wird  der  Gläubiger 
Inhaber.  Die  Sparkasse  kann  aber  nur  gegen  Vorlegung 
des  Buchs  gültig  zahlen,  d.  h.  nur  an  den  Inhaber.  Inne- 
habung  des  Buchs  bewirkt  also,  dafs  der  Gläubiger  ge- 
schützt ist  gegen  Auszahlung  der  Sparkasse  an  den  Spar- 
kassengläubiger, den  Schuldner  des  Zurückbehaltungs- 
berechtigten,  oder  einen  Nichtberechtigten.  Der  Schuldner 
kann  gegen  den  Willen  des  Berechtigten  sein  Guthaben 
von  der  Sparkasse  nicht  abheben;  will  der  Schuldner  von 
der  Sparkasse  Zahlung  verlangen,    so  mufs  er  gegen 

Für  den  Zurückbehaltungsberechtigten  besteht  zwar  die  Mög- 
lichkeit, sich  zu  befriedigen  durch  Abhebung  des  Geldes,  da  die  Kasse 
an  den  Inhaber  mit  befreiender  Wirkung  leisten  kann;  wenn  der  Zu- 
rückbehaltungsb  er  echtigte  aber  die  Forderung  einziehen  würde,  würde 
er  eine  vom  Recht  gegebene  Möglichkeit  mifsbrauchen. 
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Zahlung  der  gesicherten  Forderung  (des  G-läubigers  gegen 
den  Schuldner)  das  Sparbuch  von  seinem  G-läubiger  ein- 
lösen. Dadurch  wird  letzterer  befriedigt.  Im  übrigen  aber 
kann  der  Gläubiger  bei  Nichtbezahlung  seitens  seines 
Schuldners  sich  stets  das  Guthaben  auf  Grund  eines  voll- 
streckbaren Titels  überweisen  lassen.  Dafs  das  Guthaben 
wirklich  noch  vorhanden  ist,  dessen  ist  er  sicher. 

Der  Wert  einer  solchen  „Verpfändung"  liegt  in  der 
Entziehung  des  Gebrauchs  seitens  des  Schuldners,  es  wird 
die  Sicherheit  des  Empfängers  nicht  auf  den  Verkaufswert 
des  Buches  gestellt,  sondern  auf  den  individuellen  Wert, 
den  das  Buch  für  den  Schuldner  hat.  „Das  Kechtsgeschäft 
gewährt  dem  Gläubiger  eine  sehr  reale  Sicherheit,  aber 
nicht  durch  den  Tauschwert  des  betreffenden  Gegenstandes, 
der  hier  gleich  null  ist".^*)  Durch  die  Besitzentziehung 
wird  ein  Druck  auf  den  Schuldner  ausgeübt,  seine  Schuld 
zu  bezahlen.  Leistet  der  Schuldner  nicht,  so  behält  der 
Gläubiger  zwar  das  Recht,  die  Sache  zu  behalten,  aber 
eine  Ersatzleistung  verschafft  sie  ihm  nicht.  Die  dem 
Gläubiger  geleistete  Sicherheit  liegt  in  der  Vinkulierung 
des  Gebrauchswertes."^^)  Der  Gebrauchswert  einer  Sache 
aber  ist  der  Wert,  der  auf  dem  Nutzen  beruht,  den  die 
Sache  dem,  der  zum  Gebrauch  berechtigt  ist,  subjektiv 
gewährt.  ^^) 

Der  Nutzen,  den  das  Sparkassebuch  dem  Berechtigten 
gewährt  (Schuldner,  der  zugleich  Gläubiger  der  Sparkasse 
ist),  besteht  in  der  fortdauernden  Möglichkeit,  die  auf  der 
Kasse  eingezahlten  Gelder  abzuheben. 


1^)  Exner,  a.  a.  0.,  S.  27fF. 

15)  Exner,  a.  a.  0.,  S.  26. 

1«)  Endemann,  a.  a.  0.,  S.  20. 
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§  9- 

Das  Ziirückbehaltiiiigsreclit,  ein  dingliches 
oder  ein  persönliches? 

Das  B.G.B,  stellt  auf  dem  Standpunkt  der  Vertrags- 
freiheit. Doch  beherrscht  dieser  Grandsatz  nur  das  Obli- 
gationenrecht und  hat  für  das  Sachenrecht  keine  Geltung. 

Den  Beteiligten  steht  es  daher  nicht  frei,  jedem  be- 
liebigen Eechte,  welches  sich  auf  eine  Sache  bezieht,  den 
Charakter  des  dingliclien  zu  verleilien  (Mot.  III,  S.  3).  Die 
Beteiligten  können  nur  solche  dinglichen  Rechte  begründen, 
deren  Begründung  das  Gesetz  ausdrücklich  zuläfst.  Die 
Zahl  der  dinglichen  Rechte  ist  im  B.G.B,  eine  geschlossene. 
Ein  dingliches  Zurückbehaltungsrecht  aber  ist  dem  B.G.B, 
unbekannt;  es  ist  also  auch  nicht  möglich,  durch  Vertrag 
ein  solches  zu  begründen. 

Damit  ist  die  Annahme  der  bisherigen  Rechtsprechung, 
dafs  die  Begründung  eines  dinglichen  Zurückbehaltungs- 
rechtes möglich  sei,  für  das  heutige  Recht  widerlegt.^) 
Vor  der  Einführung  des  B.G.B,  galt  in  weiten  Gebieten 
Deutschlands  ein  anderer  Grundsatz,  der  die  Grenze  zwischen 
dinglichem  und  persönlichem  Recht  verwischte,  die  richtige 
Gesetzesanwendung  in  Frage  stellte  und  so  die  Sicherheit 
im  Rechtsverkehre  gefährdete."^) 

Das  B.G.B,  hat  jede  Vermischung  zwischen  schuld- 
rechtlichen und  sachenrechtlichen  Bestimmungen  vermieden. 

Allein  weder  der  Umstand,  dafs  das  B.G.B,  ein  ver- 
tragsmäfsiges  dingliches  Zurückbehaltungsrecht  nicht  kennt, 
noch  der  Umstand,  dafs  das  Sparkassebuch  an  sich  wegen 
Mangels  eines  realisierbaren  Vermögenswertes  nicht  Gegen- 
stand eines  Faustpfandsrechts  sein  kann,  bringt  es  mit 
sich,  dafs  das  Buch  für  sich  nicht  Gegenstand  eines  per- 


1)  Vgl.  z.  B.  Entsch.  d.  R.G.  (Bd.  XVI,  S.  169;  XVH,  S.  58;  XX, 
S.  135,  XXIX,  S.  302). 

2j  Motive  III,  S.  3,  Planck,  S.  7,  III.  Bd. 
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sönlicli  wirkenden,  nur  zur  Sicherung  bestimmten  Eechts- 
geschäftes  sein  kann;  es  kann  an  einem  Sparkassebuch, 
wenn  auch  kein  dingliches,  so  doch  ein  persönliches  Zurück- 
behaltungsrecht durch  Vertrag  begründet  werden. 

Worin  liegt  denn  der  Unterschied  zwischen  dinglichem 
und  persönlichem  Eecht? 

Während  das  persönliche  Recht  sich  nur  gegen  den 
Verpflichteten  richtet,  der  mit  der  Entstehung  des  Rechts 
gegeben  ist  und  nur  gegen  diesen  geltend  gemacht  werden 
kann,  unterwirft  das  dingliche  Recht  eine  Sache  unmittel- 
bar dem  Willen  des  Berechtigten,  es  wirkt  gegen  jeder- 
mann, der  sich  mit  dem  Recht  in  Widerspruch  setzt.  So- 
weit die  Sache  dem  Willen  des  Berechtigten  unterworfen 
ist,  wird  jede  Einwirkung  eines  Dritten  auf  die  Sache  aus- 
geschlossen. 

Mit  der  Ablehnung  der  Möglichkeit  eines  dinglichen 
Zurückbehaltungsrechts  erledigt  sich  aber  die  Frage  noch 
nicht,  ob  der  Zurückbehaltungsberechtigte  das  Buch  an  den 
Eigentümer,  den  Forderungsgläubiger  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger herausgeben  mufs.'^) 

Der  Sparkassengläubiger  ist  Eigentümer  des  Buchs. 
Der  Zurückbehaltungsberechtigte  aber  kann  der  Eigentums- 
klage des  ersteren  mit  der  Einrede  begegnen,  dafs  er  ihm 
gegenüber  zum  Besitz  auf  Grund  des  vertragsmäfsigen  Zu- 
rückbehaltungsrechts berechtigt  sei  (§  9861). 

Die  Anerkennung  einer  Einrede  des  auf  Grund  eines 
obligatorischen  Rechtes  zum  Besitz  Berechtigten  gegen- 
über der  Klage  des  Eigentümers  auf  Herausgabe  hat  sich 
im  gemeinen  Rechte  vollzogen  (vgl.  im  übrigen  Mot.  III, 
S.  421  ff.).  Heute  kann  der  Anspruch  auf  Herausgabe  stets 
durch  Einreden  aus  einem  zwischen  Inhaber  und  Eigen- 
tümer bestehenden  obligatorischen  Rechtsverhältnisse  ab- 
gewendet werden. 


^}  Turnau  und  Förster,  Sachenrecht,  §  1274. 
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Dagegen  erscheint  uns  die  Anwendung  des  §  986  II 
auf  unsern  Fall  der  Zurückbehaltung  eines  Sparkasse- 
buchs ausgeschlossen.*)  Nach  §  986  II  kann  der  Besitzer 
einer  Sache,  die  nach  §  931  durch  Abtretung  des  Anspruchs 
auf  Herausgabe  veräufsert  worden  ist,  dem  neuen  Gläubiger 
die  Einwendungen  entgegensetzen,  welche  ihm  gegen  den 
abgetretenen  Anspruch  zustehen.  Dadurch  wird  ein  obli- 
gatorisches Recht  zwar  nicht  in  ein  dingliches  umgewandelt, 
wohl  aber  mit  einer  diesem  ebenbürtigen  Wirkung  für  die 
Dauer  des  Besitzes  ausgestattet.^) 

(Dafs  dingliche  Besitzrechte  durch  Veräufserung  des 
Besitzgegenstandes  auch  dem  gutgläubigen  Erwerber  gegen- 
über nicht  erlöschen,  geht  schon  aus  §  936 III  hervor.  Es 
bedurfte  also  noch  der  Hervorhebung  des  Schutzes  für 
den  Besitzer,  der  nur  ein  persönliches  Recht  zum  Besitz 
hat  durch  §  986  II.) 

Tritt  ein  Sparkassegläubiger  seine  Forderung  an  einen 
Dritten  ab,  so  geht  das  Eigentum  am  Buch  gemäfs  §  952 
kraft  Gesetzes  auf  den  neuen  Gläubiger  über.  Der 
§  986  II  findet  aber  nur  Anwendung,  wenn  eine  Rechts- 
nachfolge durch  Abtretung  des  Anspruchs  auf  Heraus- 
gabe bewirkt  wird. 

Zwar  hat  der  neue  Forderungsgläubiger  einen  Anspruch 
auf  Herausgabe;  aber  dieser  ist  nur  Folge  des  Eigentums, 
nicht  aber  ist  Abtretung  desselben  Akt  der  Begründung  des 
Eigentums,  das  Eigentum  geht  vielmehr  über  kraft  Ge- 
setzes.^) 

Übertragung  des  Eigentums  durch  Abtretung  des  An- 
spruchs auf  Herausgabe  des  Buchs  allein  hat  aber  keine 
rechtliche  Wirkung,  wie  wir  gesehen  haben;  das  Eigentum 

Anders  beim  Hypothekenbrief,  vgl.  Turn  au  und  Förster, 
Sacbenrecbt,  Erl.  zu  §  1274,  S.  900,  Neumannn  I,  S.  651III,  2g. 

^)  Endemann  II,  S.  364:  „man  könnte  hier  von  „dinglicher  Wir- 
kung" reden". 

^  «j  Vgl.  auch  Entscb.  d.  R.G.  (Bd.  51,  S.  88). 
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am  Buch  kann  nur  durcli  Übertragung  der  Forderung  über- 
gehen. Ist  das  Buch  im  Besitz  eines  Dritten,  so  ist,  wenn  die 
Forderung  abgetreten  wird,  besondere  Eigentumsübertragung 
des  Buchs  durch  Vindikationszession  nicht  erforderlich  (§  952). 

Insofern  der  §  986  II  auf  unseren  Fall  keine  An- 
wendung findet,  erscheint  uns  die  oben^)  angeführte  Ent- 
scheidung des  O.L.G.  Kiel  (II.  Sen.  30.  I.  03),  insofern  sie 
von  einer  „dinglichen  Wirkung"  des  Zurückbehaltungs- 
rechts spricht,  nicht  zutreffend  zu  sein. 

Die  oben  erwähnten  Vorschriften  beziehen  sich  nur 
auf  den  Fall,  dafs  die  Abtretung  der  Forderung  später 
als  die  Bestellung  des  Zurückbehaltungsrechts  erfolgt.  Hat 
umgekehrt  der  ursprüngliche  Sparkassengläubiger  einem 
Dritten  ein  Zurückbehaltungsrecht  eingeräumt  nach  Ab- 
tretung der  Forderung,  so  ist  jede  Einrede  des  Zurück- 
behaltungsberechtigten  gegenüber  dem  zweiten  Gläubiger 
von  vornherein  ausgeschlossen,  da  der  ursprüngliche  Gläu- 
biger mit  Abtretung  der  Forderung  aufgehört  hat,  Eigen- 
tümer des  Buchs  zu  sein,  zur  Bestellung  eines  Zurückbe- 
haltungsrechtes also  nicht  mehr  berechtigt  ist.  Guter 
Glaube  ist  hier  natürlich  ohne  Bedeutung. 

§  10. 

Albsonderungsreclit  im  Konkurs  auf  Grund  des  Zurück- 
Ibehaltungsreclites  ? 

Unter  Absonderungsrecht  versteht  man  das  Recht,  das 
bestimmten  Gläubigern  des  Gemeinschuldners  im  Konkurs 
desselben  kraft  Gesetzes  zusteht,  gewisse  an  sich  zur  Kon- 
kursmasse gehörige  Gegenstände  zwecks  Befriedigung 
aufserhalb  des  Konkurses  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Solche  Absonderungsrechte  können  der  Konkursmasse 
gegenüber  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  sie  ausdrück- 
lich in  der  K.O.  selbst  oder  im  E.G.K.O.  anerkannt  sind 


')  oben  S.  35  (Rechtspr.  d.  O.L.G.  Bd.  VI,  S.  268). 
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(vgi.  §§  4,  47fg.,  E.G.  §§  4,  12—17  u.  KO.),  (ebenso  a. 
K.O.  §§  3,  39fg-.  E.G.  §§  12-17). 

Füi^  ein  dem  Konkursgläubiger  vertragsmärsig  ein- 
geräumtes Zurückbehaltungsrecht  fehlt  es  an  einer  solchen 
Anerkennung. 

Die  n.  K.O.  zählt  die  zur  Absonderung  geeigneten 
Rechte  auf,  so  z.  B.  in  §  49,  4  einzelne  Zurückbehaltüngs- 
rechte (gesetzl.  Zurückbehaltungsrecht  bestimmter  Personen 
nach  dem  H.G.B,  an  gewissen  Gegenständen,  z.  B.  der 
Kommissionäre,  Spediteure  usw.)  (vgl.  auch  a.  K.O.  §  41,  8). 
Also  sind  alle  andern  Zurückbehaltüngsrechte  im  Falle  der 
Konkurseröffnung  zur  Absonderung  nicht  geeignet,  mithin 
auch  nicht  das  vertragsmäfsig  eingeräumte. 

Die  bleibende  Wirksamkeit  des  vertragsmäfsigen  Zu- 
rückbehaltungsrechts im  Konkurs  würde  auch  im  Wider- 
spruch zu  §  127  K.O.  (a.  K.O.  §  117)  stehen.  Danach 
können  die  Faustpfandgläubiger  die  Verwertung  des  Gegen- 
stands, der  dem  Absonderungsrecht  unterliegt,  durch  den 
Konkursverw  alter  nicht  widersprechen,  sondern  ihre  Eechte 
nur  auf  den  Erlös  geltend  machen,  um  wieviel  weniger  wäre 
es  gerechtfertigt,  wenn  ein  Konkursgiäubiger,  dem  nur  ein 
vertragsmäfsiges  Zurückbehaltungsrecht  eingeräumt  ist,  be- 
rechtigt sein  sollte,  den  dem  Eecht  unterliegenden  Gegen- 
stand dem  Verwalter  vorzuenthalten,  so  dafs  eine  Verwertung 
unmöglich  würde. 

Wir  sehen,  das  Zurückbehaltungsrecht  am  Sparkasse- 
buch gewährt  kein  Absonderungsrecht  im  Konkurs,  weder 
nach  früherem  Recht,  wo  ein  dingliches  Zurückbehaltungs- 
recht möglich  war,  noch  nach  heutigem,  das  ein  solches 
dingliches  Recht  nicht  mehr  kennt.^) 

Beim  Inhaberpapier  dagegen  hätte  die  Übergabe  des 
Papiers  in  Verpfändungsabsicht  ein  Faustpfand  am  Papier 
und  zugleich  an  der  darin  beurkundeten  Forderung  be- 


1)  vgl.  R.G.  Entsch.  Bd.  XXIX,  S.  301,  XV,  S.  59;  XX,  S.  136. 
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gründet.  Auf  Grund  dieses  Faustpfandes  hätte  der  Gläu- 
biger ein  Absonderungsrecht  im  Konkurs. 

§11. 

Nichtanwendlbarkeit  der  Vorschriften  über  den  Rechts- 
erwerb  im  gnten  Glauben  beim  Sparkassebucb,  im 
Gegensatz  zum  Inbaberpapier. 

Der  im  Art.  306  a.  H.G.B,  aufgestellte  (n.  H.G.B. 
§  366 fg.,  §  932 fg.  B.G.B.)  Grundsatz:  „Hand  mufs  Hand 
wahren"  findet  auf  Eektapiere  (das  Sparkassebach  ist  ein 
solches,  vgl.  oben  §  5)  keine  Anwendung.  Denn  unter  den 
beweglichen  Sachen  des  Art.  306  sind  Rektapapiere  nicht 
mit  inbegriffen  (E.G.  Entsch.  Bd.  X,  8.  40). 

Es  ist  kein  Zweifel,  dafs  das  Sparkassebuch  eine  „beweg- 
liche Sache"  ist.  Doch  ist  der  Begriff  der  „beweglichen 
Sache"  im  a.  H.G.B.  Art.  306  (n.  H.G.B.  §  366)  ein  engerer. 
Es  werden  neben  den  „beweglichen  Sachen"  im  H.G.B. 
Wertpapiere  oder  Inhaberpapiere  genannt,  letztere  werden 
also  nicht  zu  den  „beweglichen  Sachen"  gerechnet.  Deshalb 
werden  dadurch,  dafs  im  Art.  307a.  H.G.B.  (§  367  n.  H.G.B.) 
nur  die  Inhaberpapiere  genannt  sind,  die  Eektapiere  in 
Art.  306  (§  366)  ausgeschlossen  von  den  „beweglichen 
Sachen".!) 

Als  Grund  hierfür  gibt  die  Entscheidung  an,  dafs  die 
Rektapapiere  nicht  zum  Handel  bestimmt  seien,  so  dafs 
der  erweiterte  Schutz  des  redlichen  Erwerbers  oder  Pfand- 
nehmers bei  ihnen  kein  dringendes  Bedürfnis  sei,  umso 
weniger,  als  der  Erwerber,  wenn  ihm  sein  Autor  nicht 
sicher  sei,  in  den  meisten  Fällen  bei  dem,  dessen  Namen 
das  Papier  trägt,  Anfrage  halten  und  auf  diesem  Wege 
seinen  Erwerb  sichern  könne. 


^)  Dafs  die  Rektapapiere  nicht  unter  die  beweglichen  Sachen  des 
Art.  306  fallen,  ergibt  sich  auch  aus  den  Protokollen  der  Nürnberger 
Konferenz,  Sitzung  v.  14.  XII.  1860,  S.  4611  ft'. 
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„Ist  der  Veräufserer  zur  Übertragung  des  Eechts 
nicht  berechtigt,  so  geht  auf  den  Erwerber  weder  Eigen- 
tum au  dem  übergebenen  Papier  noch  das  darin  beurkundete 
Recht  über."  '^) 

Analoges  gilt  auch  von  der  Verpfändung.  Der  Pfand- 
gläubiger, dem  ein  solches  Papier  von  einem  Nichtberech- 
tigten verpfändet  wird,  erlangt  weder  ein  Pfandrecht  am 
Papier  noch  an  der  darin  beurkundeten  Forderung. 

Anderer  Ansicht  ist  0.  Giercke  im  29.  Bd.  der  Zeit- 
schrift für  Handelsrecht,  S.  254. 

Giercke  meint,  dafs  ein  Namenpapier,  wenn  es  zugleich 
Wertpapier  sei,  auch  als  eine  Wert  habende  Sache  zu  be- 
handeln sei,  und  dafs  daher  auf  die  Rektapapiere  zwar  nicht 
die  Sätze  über  den  Erwerb  an  Inhaberpapieren,  wohl  aber 
die  handelsrechtlichen  Sätze  über  den  Erwerb  an  sonstigen 
beweglichen  Sachen  Anwendung  fänden.  Dem  ist  zu  ent- 
gegnen, dafs  die  Rektapapiere  nicht  unter  die  „beweglichen 
Sachen"  fallen,  wie  eben  ausgeführt,  die  Vorschriften  über 
den  Erwerb  an  beweglichen  Sachen  also  auf  Rektapapiere 
keine  Anwendung  finden  können. 

Wie  verhält  sich  das  B.G.B.?  Inhaberpapiere  sind  in 
bezug  auf  das  Pfandrecht  bewegliche  Sachen  (§  1293).  Es 
erlangt  also  der  gutgläubige  Gläubiger  ein  Pfandrecht  am 
Inhaberpapier,  auch  wenn  der  Verpfänder  ein  „Nichtberech- 
tigter" war.  Bez.  des  gutgläubigen  Erwerbs  eines  Pfand- 
rechtes gelten  die  Vorschriften  über  den  gutgläubigen 
Erwerb  von  Eigentum  (vgl.  §  1207). 

Das  Sparkassebuch  ist  aber  kein  Inhaberpapier.  Die 
eben  genannte  Vorschrift  findet  also  auf  Sparkassebücher 
keine  Anwendung. 

Mit  Recht  macht  Strohal  (im  Recht,  1901,  Nr.  7)  be- 
sonders darauf  aufmerksam,  dafs  die  Grundsätze  über  den 
Erwerb  dinglicher  Rechte  (z.  B.  Pfandrecht)  an  beweglichen 


2)  Endemann,  a.  a.  0.,  S.  183. 
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Sachen  auf  Grund  einer  Verfügung  eines  Nichtberechtigten 
bei  Sparkassebüchern  keine  Anwendung  finden.  Obgleich 
dieser  Satz  von  grofser  praktischer  Wichtigkeit  ist,  finden 
wir  ihn  nirgends  in  den  Kommentaren  zum  B.G.B  betont. 
Meist  wird  hervorgehoben,  dafs  die  Vorschrift  des  §  935  II 
B.G.B.  (Erwerb  des  Gutgläubigen  durch  eine  vom  Nicht- 
eigentümer vorgenommene  Verfügung  bez.  verlorener  etc. 
Inhaberpapiere)  auf  Sparkassebücher,  weil  sie  keine  Inhaber- 
papiere seien,  keine  Anwendung  fänden.^)  Eine  solche 
Ausführung  legt  durch  ihre  Fassung,  wie  Strohal  treffend 
bemerkt,  den  Schlufs  nahe,  dafs  die  von  einem  Nichtbe- 
rechtigten bez.  eines  Sparkassebuchs  vorgenommene  Eigen- 
tumsübertragung den  Gutgläubigen  allerdings  dann  zum 
Eigentümer  mache,  wenn  das  Buch  nicht  gestohlen  usw.  war. 

Dem  ist  aber  nicht  so!  Die  Vorschriften  über  den 
Rechtserwerb  im  guten  Glauben  von  einem  Nichtberech- 
tigten finden  bei  Sparkassebüchern  überhaupt  keine  An- 
wendung.^)^) 

Das  Sparkassebuch  ist  nur  ein  Akzessorium  der  For- 
derung und  keine  selbständige  Sache;  ein  selbständiger 
Erwerb  des  Eigentums  oder  eines  andern  dinglichen  Rechtes 
ist  überhaupt  nicht  möglich,  um  wie  viel  weniger,  wenn 
ein  Nichtberechtigter  der  Verfügende  ist.  Wird  aber  eine 
Forderung,  über  die  ein  Schuldschein  existiert,  von  einem 
Nichtberechtigten  übertragen,  so  wird  der  Erwerber  nicht 
Forderungsgläubiger.  Denn  die  Vorschriften  betr.  des 
Rechtserwerbs  im  guten  Glauben  von  einem  Nichtberech- 
tigten finden  bei  Übertragung  von  Forderungen  keine  An- 


3)  z.  B.  Dernburg,  Sachenrecht,  S.  290. 

Vgl.  auch  Prot.  III,  S.  645:  Der  Schuldschein  könne  nicht 
Gegenstand  eines  selbständigen  Rechts  sein;  es  fänden  deshalb  ins- 
besondere die  Bestimmungen  über  den  Erwerb  im  guten  Glauben 
keine  Anwendung. 

^)  Vgl.  Biermann,  Sachenrecht,  S.  90.  Staudinger,  III.  Bd. 
S.  101. 
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Wendung'.  Der  g'utgiäiibig-e  Erwerber  einer  Sparkasse- 
forderung wird  weder  Forderungsgläubig-er  noch  Eigen- 
tümer des  Buchs;  ebenso  wird  der  gutgläubige  G-läubiger 
weder  Pfandgläubiger  bez.  der  Forderung  noch  bez.  des 
Buchs  (§  1207).  Verfügt  ein  Nichtberechtig"ter  über  ein 
Sparkasseguthaben,  so  bleibt  der  Gläubiger  desselben  nach 
wie  vor  Gläubiger.  Auf  Grund  seines  Gläubigerrechts  steht 
ihm  das  volle  freie  Eigentum  an  dem  Sparkassebuch  zu, 
das  er  jederzeit  mit  der  rei  vindicatio  geltend  machen  kann. 

Doch  gibt  es,  wie  Strohal  treifend  bemerkt,  einen  Fall, 
wo  der  gutgläubige  Erwerber  doch  rechtsgültigen  Eechts- 
erwerb  erlangt.    Das  ist  der  Fall  des  §  2366  B.G.B. 

Erwirbt  jemand  von  demjenigen,  der  in  einem  Erb- 
scheine als  Erbe  bezeichnet  ist,  einen  Erbschaftsgegenstand 
oder  ein  Recht  an  demselben  gutgläubig  (Gegenstand  im 
Sinne  des  Gesetzes  ist  jedes  Rechtsobjekt,  also  auch  eine 
Forderung),  so  gilt  zu  seinen  Gunsten  der  Erbschein  als 
richtig.  Mit  a.  W.,  zugunsten  des  gutgläubigen  Erwerbers 
gilt  auch  der  Nichterbe,  sofern  er  nur  im  Erbscheine  als 
Erbe  aufgeführt  ist,  als  verfügungsberechtigt.  Er,  der 
Erwerber,  kann  auch  von  dem  in  Wahrheit  Nichtberech- 
tigten das  Sparkasseguthaben  erwerben,  ebenso  Pfandrecht 
und  Niefsbrauch  daran.  (Selbst  ohne  Übergabe  des  Buchs, 
da  das  Recht  an  diesem  dem  Recht  am  Guthaben  folgt.) 

Das  Gleiche  gilt  beim  Testamentsvollstreckerzeugnis. 
(Die  Vorschriften  über  den  Erb  schein  finden  auf  das  Zeugnis 
entsprechende  Anwendung,  §  2368 

Wie  anders  ist  dies  alles  beim  Inhaberpapier! 

„Für  das  Pfandrecht  an  einem  Inhaberpapier  gelten  die 
Vorschriften  über  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen" 
(§  1293),  also  gilt  auch  §  1207,  d.  h.  geschieht  die  Ver- 
pfändung von  selten  eines  Nichtberechtigten,  so  erlangt 
der  Pfandgläubiger,  wenn  er  gutgläubig  ist,  ein  Pfand- 
recht am  Inhaberpapier,  selbst  wenn  es  dem  wahren  Be- 
rechtigten abhanden  gekommen  usw.  ist. 
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Vgl.  auch  a.  H.G.B.  Art.  309:  „Es  genügt  neben  der 
einfachen  Vereinbarung  über  die  Verpfändung  bei  beweg- 
lichen Sachen  und  bei  Papieren  auf  den  Inhaber  die  Über- 
tragung des  Besitzes  auf  den  Gläubiger,  wie  solche  nach 
den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Eechts  für  das  Faust- 
pfand erfordert  wird". 

§  12. 

Was  verstellt  man  im  gewöhnlichen  Verkehr  unter 
^5 Verpfändung  eines  Sparkassebuchs 

Im  gewöhnlichen  Verkehr  wird  man  unter  „Verpfän- 
dung eines  Sparkassebuchs"  die  Verpfändung  des  Guthabens 
verstehen.  Der  Pfandg]äubiger  wird  sich  auf  eine  Ver- 
pfändung nur  einlassen,  wenn  er  wirklich  in  den  Stand 
gesetzt  wird,  sich  für  seine  Forderung  gegen  den  Schuldner 
aus  der  diesem  gegen  die  Sparkasse  zustehenden  Forderung 
im  Falle  der  Eealisierungsbefugnis  zu  befriedigen.  Doch 
kann  man  von  einer  Verpfändung  des  Guthabens  nur 
sprechen,  wenn  der  Sparkassengläubiger  der  Sparkasse  die 
Verpfändung  angezeigt  hat  (§  1280  B.G.B.,  s.  unten  §  14). 
Ist  die  Anzeige  nicht  erfolgt,  so  ist  bei  einer  „Verpfän- 
dung" eines  Sparkassebuchs  die  Mit  Verpfändung  des  Gut- 
habens von  vornherein  ausgeschlossen,  weil  dann  überhaupt 
keine  wirksame  Verpfändung  vorliegt.  Damit  steht  die 
gewöhnliche  Verkehrsanschauung  im  Gegensatz.  Sehr 
häufig  kommt  es  vor,  dafs  der  Schuldner  seinem  Gläubiger 
sein  Sparbuch  verpfändet,  d.  h.  in  Verpfändungsabsicht 
übergibt;  der  Gläubiger  hält  sich  für  berechtigt,  sich  aus 
dem  Guthaben  nach  den  Vorschriften  über  das  Pfandrecht 
an  Forderungen  zu  befriedigen. 

Im  früheren  Recht  nahm  die  Rechtsprechung  an,  dafs 
bei  Übergabe  von  Urkunden  in  der  Art  der  Sparkasse- 
bücher zum  Zwecke  der  Verpfändung  nach  der  Absicht 
der  Parteien  nicht  die  Urkunde  als  solche,  sondern  die 
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darin  beurkundete  Forderung  den  Gegenstand  des  Rechts- 
geschäfts bilde.  ^)  Diese  Annahme  ist  heute  nicht  mehr 
gerechtfertigt,  weil  ohne  Anzeige  weder  ein  Pfandrecht  an 
der  Forderung  noch  am  Buche  entstehen  kann.  Der  An- 
zeige bedurfte  es  im  früheren  Eecht  zur  Wirksamkeit  der 
Verpfändung  nicht. 

Kap.  IV.  Verpfändung  von  Forderungen, 

§  13. 

Die  Forderung  gegen  die  Sparkasse  eine  Greldforderung 
aus  einem  Darlehns-  oder  Verwahrungsvertrag? 

Wie  schon  bemerkt,  behandelt  das  Verkehrsleben  die 
Sparkassebücher  als  verpfändbar  und  sieht  den  Pfand- 
nehmer für  berechtigt  an,  die  Forderung  im  Falle  der 
Kealisierungsbefugnis  geltend  zu  machen. 

In  Wahrheit  kann  ein  Sparbuch  aber  nur  wirksam 
verpfändet  werden,  wenn  Übergabe  desselben  in  Verpfän- 
dungsabsicht erfolgt  unter  gleichzeitiger  Mitverpfändung 
der  Forderung;  es  genügt  aber  auch  die  Verpfändung  der 
Forderung  allein  (§  6).  Das  Pfandrecht  am  Sparkassebuch 
ist  in  erster  Linie  Pfandrecht  nicht  am  Buch  als  solchem, 
sondern  an  der  darin  beurkundeten  Forderung,  deshalb 
unterliegt  es  den  Regeln  des  Pfandrechts  an  Forderungen. 

Wir  müssen  daher  im  Folgenden  noch  kurz  auf  die 
Verpfändung  der  Forderung  eingehen;  vorher  aber  wollen 
wir  noch  kurz  ins  Auge  fassen,  mit  welcher  Art  von  For- 
derungen wir  es  eigentlich  zu  tun  haben. 

Die  Sparkasse  verfolgt  zwei  Zwecke: 

Einmal  will  sie  dem  grofsen  Publikum  Gelegenheit 
geben,  Ersparnisse  in  sichere  Hut  zu  geben,  verzinslich 
anzulegen;  zweitens  aber  will  sie  selbst  mit  den  einge- 
zahlten Geldern  wirtschaften  und  selbst  Geschäfte  machen; 
zu  diesem  Zwecke  bedarf  sie  der  Darlehne. 


1)  Vgl.  z.  B.  Entsch.  d.  R.O.H.G.,  Bd.  VH,  S.  127. 

Bangert,  Die  Verpfändung  eines  Sparkassebuchs.  4 
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Wenn  wir  den  ersten  Zweck  als  Hauptzweck  be- 
trachten, so  beruht  das  Einlegungsgeschäft  auf  einem  Ver- 
wahrungsvertrag, und  zwar  auf  einem  sog.  unregelmäfsigen 
{depositum  irreguläre  §  700  B.G.B.),  denn  die  Gelder  wer- 
den der  Sparkasse  zu  Eigentum  übertragen;  diese  ist  ver- 
pflichtet, eine  gleiche  Menge  (nebst  Zinsen)  zurückzuer- 
statten. Dafs  die  Sparkasse  Eigentümerin  der  eingezahlten 
Gelder  wird,  geht  daraus  hervor,  dafs  sie  damit  im  eige- 
nen Namen  und  für  eigene  Rechnung  wirtschaften  soll. 

Bei  Betrachtung  des  zweitgenannten  Zwecks  ergibt 
sich,  dafs  das  Einlegungsgeschäft  auf  einem  Dahrlehns- 
vertrag  beruht.  Die  beiden  Zwecke  stehen  sich  u.  E. 
gleichwertig  gegenüber. 

In  der  Literatur  herrschte  besonders  früher  grofser 
Streit  darüber,  ob  Verwahrungs-  oder  Darlehnsvertrag  an- 
zunehmen sei.  Wie  dem  aber  auch  sei,  in  beiden  Fällen 
ist  die  Sparkasse  verpflichtet,  eine  bestimmte  Geldsumme 
auszuzahlen. 

Im  übrigen  hat  der  Streit  heute  seine  Bedeutung  ver- 
loren, da  nach  §  700  B.G.B,  auch  für  den  unregelmäfsigen 
Verwahrungsvertrag  die  Vorschriften  über  das  Darlehn  im 
wesentlichen  Anwendung  finden. 

Wir  haben  es  also  im  Folgenden  mit  der  Verpfändung 
einer  Geldforderung  zu  tun. 

§  14. 

Wesen  des  Pfandrechts  an  Forderungen  und  Entstehung 

desselben.  ^) 

Durch  die  Verpfändung  einer  Forderung  wird  keine 
unmittelbare  rechtliche  Herrschaft  über  eine  Sache  be- 
gründet, von  einem  Sachenrecht  kann  man  also  hier 


^)  Mützelberg,  Verpfändung  von  Forderungen,  Inaug.-Diss. 
1904,  Leipzig,  S.  29  IF.;  Cosack,  1904,  S.  303  ff.II;  Planck,  S.  725  f. 
III.  Bd.;  Dernburg,  III,  S.  775  ff.;  Endemann,  §§  143—14511. 
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nicht  reden,  obwohl  das  Fordenmgspfandrecht  im  Sachen- 
recht behandelt  wird.  Aber  das  Forderungspfandrecht 
stellt  doch  auch  nicht  nur  ein  blofses  Forderungsrecht 
dar,  denn  es  unterwirft  die  Forderung  unmittelbar  dem 
Willen  des  Pfandgläubigers,  letzterer  kann  das  Pfandrecht 
gegen  jeden  geltend  machen,  welcher  an  der  verpfändeten 
Forderung  ein  Recht  beansprucht.  Das  Forderungspfand- 
recht ist  demnach  ein  absolutes  Recht;  es  als  ein  ding- 
liches Recht  aufzufassen,  ist  nicht  möglich,  denn  das  Wesen 
der  Dinglichkeit  liegt  in  der  unmittelbaren  Herrschaft 
einer  Person  über  eine  Sache;  dingliche  Rechte  sind  nur 
möglich  an  Sachen,  d.  h.  körperlichen  Gegenständen.^) 

In  der  Literatur  herrscht  grofser  Streit  über  die  recht- 
liche Natur  des  Forderungspfandrechts. 

Die  einen  befürworten  die  Dinglichkeit,  die  andern 
lehnen  sie  ab,  wieder  andere  leugnen  auch  die  Absolutheit 
oder  fassen  das  Pfandrecht  als  obligatorisch  auf.  Demelius^) 
fafst  es  weder  als  dinglich,  noch  als  obligatorisch  auf, 
sondern  als  ein  zu  den  „sicherstellenden  Rechtsverhält- 
nissen" gehöriges  jus  sui  generis.  Damit  ist  das  Wesen 
des  Pfandrechts  in  keiner  Weise  gekennzeichnet,  sondern 
nur  der  Zweck.  Auf  alle  diese  Streitfragen  einzugehen, 
würde  weit  über  den  Rahmen  unserer  Aufgabe  hinausgehen. 

Es  sei  nur  kurz  erwähnt,  dafs  man  sich  in  der  Lite- 
ratur vergeblich  bemüht  hat,  einen  für  jedes  Pfandrecht, 
sowohl  für  das  an  der  körperlichen  Sache  als  auch  am 
Rechte,  einheitlichen  Begriff  zu  finden.  Manche  Schrift- 
steller sehen  das  Vergebliche  dieses  Bemühens  auch  ein. 
So  z.  B.  Dernburg:*)  „Der  Begriff  des  Pfandrechts  soll 
ein  einheitlicher  sein,  damit  sucht  man,  wie  wir  fürchten, 
die  Quadratur  des  Zirkels". 

Wenn  man  auch  eine  einheitliche  Definition  für  das 

2)  Mott.  II,  S.  2,  Dernburg,  S.  775. 

^)  Demelius,  Pfandr.  an  bewegl.  Sachen,  1897. 

*)  Dernburg,  Pandekten,  1900,  I.  2.  S.  201.    Anm.  2. 

4* 


—    52  — 


Pfandrecht  nicht  aufstellen  kann,  so  kann  man  doch  einen 
einheitlichen  G-rundgedanken  finden,  nämlich  den  der  Ver- 
haftung eines  Gegenstands  für  eine  dem  Gläubiger  zu- 
stehende Forderung  in  der  Weise,  dafs  derselbe  sich  durch 
eigene  Macht  befriedigen  kann.^) 

Es  genügt  für  uns  zu  wissen,  dafs  die  verpfändete 
Forderung  dem  Willen  des  Pfandgläubigers  unmittelbar 
unterworfen  ist. 

Als  Zession  wirkt  die  Verpfändung  einer  Forderung 
nicht,  wenn  sie  auch  in  der  Form  der  Zession  vor  sich 
geht,  denn  der  Verpfänder  bleibt  Gläubiger.  Er  kann  also 
z.  B.  trotz  der  Verpfändung  die  Forderung  weiter  über- 
tragen. Der  Erwerber  erwirbt  die  Forderung,  aber  mit 
der  Belastung.^) 

Die  Verpfändung  von  Forderungen  geschieht  nach  den 
Vorschriften  über  die  Übertragung  von  Eechten  (§  1274). 
Danach  müfste  für  die  Verpfändung  von  Forderungen,  zu 
deren  Übertragung  der  einfache  Abtretungsvertrag  genügt, 
der  blofse  Vertrag  genügen. 

(Die  Übertragung  der  Sparkassenforderung  richtet  sich 
nach  §  398  £;  es  genügt  Abtretung.) 

Der  §  1280  stellt  aber  für  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
pfändung solcher  Forderungen  noch  ein  Erfordernis  auf, 
nämlich  die  Anzeige  der  Verpfändung  an  den  Dritt- 
schuldner. Und  zwar  mufs  die  Anzeige  vom  Verpfänder 
ausgehen.')  Anzeige  des  Pfandgläubigers  genügt  nicht, 
ebenso  nicht  zufällige  Kenntnis  des  Drittschuldners  von 
der  Verpfändung.  Der  Drittschuldner  könnte  trotz  einer 
solchen  Kenntnis  an  den  Verpfänder  leisten  und  zwar  mit 


5)  Vgl.  auch  Dernburg,  S.  775,  III.  Bd. 

ö)  Staudinger,  EL  Bd.  Erl.  zu  §  1279;  Motive,  III,  S.  860:  „Die 
Auffassung  des  Forderungspfandrechts  als  auf  einer  bedingten  oder 
beschränkten  Zession  berufend,  wird  abgelehnt,  die  Gläubigerschaft 
bleibt  beim  Pfandschuldner. " 

')  Vergl.  §  1280  .  .  .      „wenn  der  Gläubiger  ....  anzeigt." 
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befreiender  Wirkung.  Umgekehrt  hat  die  Anzeige  des  Ver- 
pfänders auch  die  Wirkung,  dafs  der  Verpfänder  die  an- 
gezeigte Verpfändung  gegen  sich  gelten  lassen  mufs,  auch 
wenn  sie  nicht  erfolgt  oder  nicht  wirksam  ist  (§  1280).^) 

Im  gemeinen  Recht  gehörte  die  Anzeige  (Denuntiation) 
nicht  zu  den  Erfordernissen  eines  rechtswirksamen  Pfand- 
rechts. Sie  diente  lediglich  zur  Sicherung  des  Rechts  des 
Pfandgläubigers.  Der  Drittschuldner  konnte  nach  der  De- 
nuntiation nur  noch  an  den  Pfandgläubiger  gültig  zahlen.^) 

Bis  zur  Anzeige,  die  in  dem  Augenblick  wirksam  wird, 
in  dem  sie  dem  Drittschuldner  zugeht  (§  130  B.G.B.),  be- 
steht heute  eine  nur  obligatorische  Bindung  zwischen  Ver- 
pfänder und  Pfandgläubiger,  aber  noch  kein  wirksames 
Pfandrecht.  Eine  der  Anzeige  des  Verpfänders  an  den 
Drittschuldner  vorausgehende  dingliche  Bindung,  welche 
mit  dem  Vertragsabschlufs  eintrete,  ist  ausgeschlossen  und 
kann  auch  nicht  durch  Privatautonomie  der  Vertrag- 
schliefsenden  bestimmt  werden, 

Die  Anzeige  bezweckt  erstens  die  Kundbarmachung 
der  Verpfändung,^^)  zweitens  aber  bewirkt  sie,  dafs  die 
Forderung  während  des  Bestehens  des  Pfandrechts  dem 
Zugriff  des  Pfandgläubigers  nicht  entzogen  wird,  z.  B.  durch 
Zahlung  an  den  Verpfänder.  Denn  durch  Zahlung  an 
diesen  wird  der  Drittschuldner  nicht  mehr  befreit.  Mit 
dem  Augenblick,  in  dem  die  Anzeige  an  die  Sparkasse 
wirksam  geworden  ist,  besteht  das  Privileg  der  Sparkasse, 
an  den  Inhaber  mit  befreiender  Wirkung  zahlen  zu  können, 
nicht  mehr.    (§  1281). 

Die  Anzeige  ist  auch  notwendig  bei  verbrieften  For- 
derungen;^^) sie  genügt  aber  auch.  Übergabe  der  Urkunde 

Vgl.  Turnauu.  Förster,  Sachenrecht  §  1280,  S.  905. 
»)  Dernburg,  Fand.  I.  2.  S.  313. 

Mot.  m,  S.  856. 

Mot.  III,  S.  856;  Prot.  S.  520. 
12)  Rechtspr.  d.  O.L.G.,  Bd.  IV.  S.  337. 
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ist  für  die  Wirksamkeit  der  Verpfändung  ohne  Bedeutung. 
Das  Pfandrecht  an  der  Forderung  erstreckt  sich  auf  den 
Schuldschein  (Sparkassebuch). 

Wir  haben  beim  Forderungspfandrecht  die  eigentüm- 
liche Erscheinung,  dafs  das  beschränkte  Recht  (Pfandrecht) 
an  strengere  Formen  bez.  der  Entstehung  gebunden  ist, 
als  das  weitere  Recht  (Abtretung).  Das  Gesetz  hält  den 
Forderungs pfandgläubiger  für  noch  schutzbedürftiger  als 
den  Zessionar. 

§  15. 

Rechtliche  Wirkungen  des  Pfandrechts. 

a)  vor  der  Pfandreife. 

Bei  der  Verpfändung  einer  Forderung  müssen  wir 
unterscheiden  die  Zeit  vor  dem  Eintritt  der  Verwertungs- 
befugnis, d.  h.  vor  Eintritt  der  Fälligkeit  der  Forderung, 
zu  deren  Sicherung  das  Pfandrecht  bestimmt  ist  —  wir 
wollen  sie  kurz  „versicherte  Forderung"  nennen  — ,  und 
die  Zeit  nach  Eintritt  der  Verwertungsbefugnis,  d.  h.  nach 
Fälligkeit  der  versicherten  Forderung.  Dernburg  nennt 
die  Zeit  vor  der  Verwertungsbefugnis  die  Zeit  der  Unreife 
des  Pfandrechts,  die  Zeit  danach  die  Zeit  der  Pfandreife. 

In  der  Zwischenzeit  ist  der  Pfandgläubiger  noch  nicht 
berechtigt,  über  die  verpfändete  Forderung  zu  verfügen. 
Der  Verpfänder  dagegen  ist  in  seiner  Verfügungsgewalt 
beschränkt,  denn  das  Recht  des  Pfandgläubigers  auf  Ver- 
wertung nach  Fälligkeit  darf  nicht  beeinträchtigt  werden. 
Es  liegt,  wie  sich  die  Motive,  III,  S.  860  ausdrücken,  „ein 
Zwischenstadium  einer  Art  von  Sequestration  der  Forde- 
rung vor".  Der  Pfandgläubiger  ist  erst  nach  Fälligkeit 
der  versicherten  Forderung  zur  Verwertung  berechtigt.^) 

^)  Anders  bei  Inhaberpapieren:  §  1294  B.G.B.  Hier  hat  der  Pfand- 
gläubiger auch  vor  der  Pfandreife  ein  selbständiges  Einziehungs-  und 
Kündigungsrecht.  Ersteres  erstreckt  sich  auf  die  ganze  fällige  Leistung, 
vgl.  Planck,  Erl.  zu  §  1294,  2a;  a.  A.  Biermann,  §  1294. 
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Vorher  kann  der  Drittschuldner  (Sparkasse)  nur  an 
den  Pfandgläubiger  und  Verpfänder  gemeinsam  leisten. 

Hängt  die  Fälligkeit  der  verpfändeten  Forderung  von 
einer  Kündigung  ab,  so  entsteht  das  Recht  der  Kündigung 
dem  Verpfänder  selbständig  zu;  er  bedarf  der  Zustimmung 
des  Pfandgläubigers  nicht,  ausgenommen  wenn  durch 
Parteivereinbarung  dem  Pfandgläubiger  das  Recht  einge- 
räumt ist,  die  Nutzungen  der  Forderung  zu  ziehen,  also 
z.  B.  die  Zinsen. 

Zu  bemerken  ist,  dafs  der  §  121311,  wonach  der  Pfand- 
gläubiger, dem  ein  von  Natur  fruchttragender  Gegenstand 
zum  Alleinbesitz  übergeben  ist,  im  Zweifel  berechtigt  sein 
soll  zum  Fruchtbezug,  nicht  Anwendung  findet  beim  For- 
derungspfandrecht  (§  1273II). 

Natürlicli  kann  aber  das  Recht  zum  Fruchtbezug  ver- 
tragsmäfsig  eingeräumt  werden  (Mot.  III,  S.  857  f). 

Nun  ist  aber  die  Forderung  gegen  die  Sparkasse  in 
der  Regel  stets  fällig  gegen  Vorlegung  des  Buchs.  Die 
Kasse  kann  sich  aber  das  Recht  auf  eine  Kündigungsfrist 
vorbehalten.  So  lautet  die  Bestimmung  des  uns  vorliegenden 
Sparbuchs^):  „Der  Sparkasse  steht  bei  höheren  Beträgen 
das  Recht  auf  eine  Zahlungsfrist  zu  und  zwar  bei  Be- 
trägen von  mehr  als  100  M.  eine  einmonatliche  .  .  .  Frist 
nach  erfolgter  Kündigung." 

In  diesem  Falle  könnte  also  der  Verpfänder  selb- 
ständig kündigen,  es  sei  denn,  dafs  dem  Pfandgläubiger 
zusteht,  die  Zinsen  zu  ziehen. 

Der  Pfandgläubiger  kann  von  dem  Verpfänder  sogar 
Kündigung  verlangen,  wenn  die  Voraussetzung  des  §  1286 
vorliegt,  ebenso  der  Verpfänder  Zustimmung  zur  Kündigung. 

Eine  für  die  Fälligkeit  der  verpfändeten  Forderung 
bedeutsame  Kündigung  des  Drittsclmldners  nach  §  1283  II 
wird  für  uns  nicht  in  Betracht  kommen.  Denn  die  Forderung 
ist  in  der  Regel  ohne  Kündigung  fällig,  zum  mindesten 
Statuten  der  Sparkasse  Rudolstadt. 
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ist  die  Fälligkeit  von  einer  Kündigung  seitens  der  Spar- 
kasse unabhängig. 

Doch  wäre  der  Fall  denkbar,  dafs  sowohl  Sparkasse 
als  auch  deren  Gläubiger  sich  ein  für  die  Fälligkeit  be- 
deutsames Kündigungsrecht  vorbehalten.  Dann  würde  die 
Kündigung  nur  wirksam,  wenn  sie  Pfandgläubiger  und 
Gläubiger  (Verpfänder)  gegenüber  erklärt  würde  (§  1283  II). 

§  1208  findet  auf  das  Forderungspfandrecht  keine 
Anwendung,  d.  h.  ist  die  Forderung  mit  dem  Eechte  eines 
Dritten  belastet,  so  geht  diesem  Rechte  das  Pfandrecht 
eines  bez.  des  Rechts  Gutgläubigen  nicht  vor,  wie  sonst 
beim  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  (§  1273  II). 

b)  Nach  der  Pfandreife. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Rechtslage  mit  Eintritt 
der  Pfandreife.  Jetzt  macht  sich  das  Übergewicht  des 
pfandrechtlichen  Anspruchs  geltend.^)  Jetzt  ist  der  Pfand- 
gläubiger allein  berechtigt  und  der  Drittschuldner  kann 
nur  an  ihn  leisten  (§  12821). 

Dem  Recht  entspricht  eine  Pflicht.  Der  Pfandgläubiger 
ist  verpflichtet^  die  Forderung  ordnungsgemäfs  einzuziehen 
und  den  Verpfänder  unverzüglich  von  der  Einziehung  zu 
benachrichtigen.  Jedoch  steht  dem  Pfandgläubiger  die  Ein- 
ziehung nur  insoweit  zu,  als  sie  zu  seiner  Befriedigung 
erforderlich  ist  (§  12821).  Der  Pfandgläubiger  kann  nur 
soviel  von  der  Sparkasse  abheben,  als  zu  seiner  Be- 
friedigung erforderlich  ist.  Die  Befugnis,  die  ganze  ver- 
pfändete Forderung  einzuziehen,  würde  den  Zweck  des 
Pfandrechts  überschreiten.*) 

Dagegen  steht  nichts  im  Wege  der  Befugnis  des 
Pfandgläubigers,  beim  Konkurse  des  Schuldners  die  ganze 
Forderung  anzumelden."^) 

^)  Endemann,  Einführung,  II,  S.  572. 

a.  A.  für  d.  gemeine  Recht:  Hellwig,  a.  a.  0.,  S.  169. 
.  5)  Vgl.Planck,Erl.z.  §  1282,  S.  736;  Biermann,  §  1282,  S.  302. 


Wieviel  zur  Befriedigung  des  Pfandgläubigers  erforder- 
lich ist,  bestimmt  sich  nach  §  1210  (§  1273  II). 

Wie  dem  Pfandgläubiger  das  Einziehungsrecht  zu- 
steht, steht  ihm  auch  das  Kündigungsrecht  zu.  Für  die 
Kündigung  des  Drittschuldners  ist  nach  der  Pfandreife  die 
Erklärung  gegenüber  dem  Pfandgläubiger  erforderlich  und 
genügend  (§  1283  II). 

Neben  dem  Einziehungsrecht  besteht  für  den  Pfand- 
gläubiger das  Recht,  gemäfs  §  1277  Befriedigung  aus  der 
verpfändeten  Forderung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
auf  Grund  eines  vollstreckbaren  Titels  zu  suchen  (§  1282  II). 

Einer  Pfändung  der  bereits  verpfändeten  Forderung 
bedarf  es  dann  nicht  mehr,  sondern  nur  noch  der  gericht- 
lichen Überweisung. 

Dagegen  finden  wir  einen  Verkauf  im  Falle  der 
Eealisierungsbefugnis  nur  bei  in  Inhaberpapieren  beur- 
kundeten Forderungen  (§  1293)  und  bei  indossablen 
Papieren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben  (§  1 295). 
Das  Yerkaufsrecht  ist  in  den  Motiven  S.  859  abgelehnt. 

Im  gemeinen  Recht  herrschte  grofser  Streit  über  das 
jus  vendendi  des  Forderungspfandgläubigers. 

So  spricht  z.  B.  Exner^)  dem  Pfandgläubiger  das  Ver- 
kaufsrecht völlig  ab,  obwohl  auch  er  anerkennt,  dafs  die 
Befugnis,  das  Pfandobjekt  durch  Verkauf  zu  verwerten, 
das  Wesen  des  Pfandrechts  ausmache  (vgl.  oben  §  7);  aber 
auf  Grund  seiner  Auffassung,  dafs  das  Forderungsrecht 
des  Verpfänders  nicht  Gegenstand  des  von  ihm  errichteten 
Pfandnexus  sei,  sondern  nur  Unterlage  des  Verpfändungs- 
geschäftes,') spricht  er  beim  Forderungspfandrecht  dem 
Pfandgläubiger  das  jus  vendendi  ab.^)^) 


6)  Exner,  Kritik  d.  PfandrechtsbegrifiPs  S.  164,  170,  Anm.  42. 

')  a.  a.  0.,  S.  136  ff. 

8)  ähnlich  Hellwig,  a.  a.  0.,  S.  33. 

dagegen  Windscheid,  Fand.  I,  S.  1089. 
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Doch  ist  der  Streit  heute  und  besonders  für  unseren 
Fall  ohne  Bedeutung. 

Die  Forderung  gegen  die  Sparkasse  ist  eine  sichere, 
genau  im  Buch  nach  Höhe  beurkundete;  es  ist  dem  Pfand- 
gläubiger in  der  Eegel  ein  Leichtes,  soviel  als  zu  seiner 
Befriedigung  erforderlich  ist,  von  der  Sparkasse  abzuheben. 
Ein  Verkauf  der  Forderung  wäre  zwecklos.  Das  Mittel 
der  Einziehung  ist  viel  bequemer  als  das  des  Verkaufs. 

Zu  andern  Verfügungen  als  Einziehung  und  dem  ßecht 
aus  §  1277  ist  der  Pfandgläubiger  nicht  befugt. 

Durch  Vereinbarung  können  die  Kechte  des  Pfand- 
gläubigers eingeschränkt  werden,  besonders  auch  das  Ein- 
ziehungsrecht; es  bleibt  dann  nur  das  Recht  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  (§  1284). 

Aber  ob  Einziehung  oder  Befriedigung  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung,  stets  hat  der  Pfandgläubiger  ein  Recht 
auf  Herausgabe  des  Buchs,  wenn  es  ihm  nicht  schon  vorher 
herausgegeben  ist.  Denn  nur  unter  Vorlegung  des  Buchs 
kann  der  Pfandgläubiger  die  Zahlung  erwirken. 

Bestehen  mehrere  Pfandrechte  an  der  Forderung,  so 
ist  zur  Einziehung  nur  der  berechtigt,  dessen  Pfandrecht 
den  übrigen  vorgeht;  prior  tempore,  potior  jure.  Dieser 
hat  dann  auch  einen  Anspruch  auf  Herausgabe  des  Buchs, 
um  die  Zahlung  erwirken  zu  können. 

Es  sei  noch  des  §  1282  I  S.  3  Erwähnung  getan  :^^) 
„Soweit  er  (Pfandgläubiger)  zur  Einziehung  berechtigt  ist, 
kann  er  auch  verlangen,  dafs  ihm  die  Geldforderung  an 
Zahlungsstatt  abgetreten  wird." 

Soweit  er  zur  Einziehung  berechtigt  ist!  d.  h.  nur  bis 
zu  dem  Betrage,  der  zu  seiner  Befriedigung  erforderlich  ist. 

Die  Abtretung  hat  zur  Folge  das  Erlöschen  der  Forderung 
des  Pfandgläubigers.  Dieser  ist  wegen  der  gesicherten  For- 
derung als  befriedigt  anzusehen;")  damit  erlischt  auch  das 

10)  Vgl.  Planck  §  1282,  S.  736. 
")  §  364  B.G.B. 
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Pfandrecht.  Ist  dem  Pfandgläubiger  die  ganze  Sparkasse- 
fordernng-  abgetreten,  so  ist  dieser  alleiniger  Gläubiger  der 
Sparkasse  geworden,  und  das  Eigentum  am  Buch  steht  ihm 
allein  zu. 

Wie  aber,  wenn  nur  ein  Teil  des  Guthabens  abge- 
treten ist? 

Das  Eigentum  am  Buch  steht  dem  Gläubiger  zu.  Wir 
haben  jetzt  zwei  Gläubiger  und  ein  Buch;  jeder  der  beiden 
bedarf  des  Buchs  bei  einer  etwaigen  Geltendmachung  der 
Forderung. 

Wir  werden  also  annehmen  müssen,  dafs  das  Buch  im 
Miteigentum  der  beiden  Gläubiger  steht  (nach  Verhältnis 
ihrer  Forderungen).^^)  Beide  sind  besitzberechtigt;  ein  un- 
mittelbarer vom  andern  unabhängiger  Besitz  eines  jeden 
von  beiden  ist  aber  nicht  möglich,  und  doch  ist  er  zur 
Geltendmachung  der  Forderung  notwendig. 

Es  wird  also  für  beide  erstrebenswert  sein,  sich  so 
zu  stellen,  dafs  der  eine  von  dem  andern  vollkommen  un- 
abhängig wird,  und  keiner  der  Mitwirkung  des  andern  zur 
Geltendmachung  der  Forderung  bedarf,  m.  a.  W.  Teilung 

12)  Die  Ansicht  Dernburgs  (B.G.B.  Bd.  E,  1.  S.  325),  bei  einer 
solchen  teilweisen  Abtretung  werde  derjenige,  an  den  ein  Teil  der 
Forderung  abgetreten  wird,  nicht  Miteigentümer  des  Buchs,  der  ab- 
tretende Gläubiger  bleibe  nach  wie  vor  Alleineigentümer,  scheint  uns 
verfehlt  zu  sein. 

Dernburg  stützt  seine  Ansicht  darauf,  dafs  der  §  952  eine  Sonder- 
vorschrift für  den  Fall  eines  Gläubigers  enthalte.  Die  Fassung  des 
§  952  rechtfertigt  diese  Ansicht  aber  in  keiner  Weise.  Es  heifst  da 
ganz  allgemein: 

„Das  Eigentum  an  dem  über  eine  Forderung  ausgestellten  Schuld- 
schein steht  dem  Gläubiger  zu." 

Sind  mehrere  Personen  Gläubiger,  so  steht  das  Eigentum  eben 
mehreren  zu.  Da  das  Eigentum  am  Schuldschein  ein  Akzesorium 
der  Forderung  ist,  ist  es  ganz  undenkbar,  dafs  es  einen  Gläubiger 
geben  sollte,  der  nicht  Eigentümer  des  Schuldscheines  sei.  Im  Falle 
des  Sparkassebuches  tritt  dies  besonders  zu  Tage,  da  Innehabung  des 
Buches  ja  unbedingt  zur  Geltendmachung  der  Forderung  erforderlich  ist. 
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zu  verlangen  (§  749  B.Gr.B.;  die  Vorschriften  der  „Gemein- 
schaft" finden  Anwendung,  denn  das  Miteigentum  nach 
Bruchteilen  ist  eine  Gemeinschaft). 

Die  Teilungsformen  der  §§  752,  753  werden  für  uns 
nicht  in  Betracht  kommen.  Die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
ist  nur  denkbar  durch  Ausstellung  besonderer  Bücher  über 
die  zwei  Teile  des  Guthabens  in  analoger  Anwendung  des 
§  1152.^^)  Der  Abtretende  müfste  sich  den  abgetretenen 
Betrag  von  seinem  Buch  abschreiben  lassen,  der  ursprüng- 
liche Pfandgläubiger  bekäme  ein  neues  Buch  über  diesen 
Betrag  ausgestellt.  Um  diese  Teilung  herbeizuführen,  sind 
beide  zur  Mitwirkung  verpflichtet. 

Diese  Verwertungsart  ist  denkbar,  wenn  der  Pfand- 
gläubiger den  Betrag,  zu  dessen  Einziehung  er  berechtigt 
ist,  auf  der  Sparkasse  lassen  will.  Zu  demselben  Ziel 
würde  er  kommen,  wenn  er  das  Geld  in  Ausübung  seines 
Pfandrechts  von  der  Sparkasse  einzöge  und  sofort  wieder 
für  sich  einzahlte. 

§  16. 

Beendigung  des  Pfandrechts  an  Forderungen. 

Die  §§  1273—1296  B.G.B.,  die  über  das  Pfandrecht 
an  Forderungen  handeln,  enthalten  nur  einen  §,  der  über 
die  Beendigung  des  Pfandrechts  spricht:  §  1278.  Dieser 
lautet: 

„Ist  ein  Eecht,  zu  dessen  Verpfändung  die  Übergabe 
einer  Sache  erforderlich  ist,  Gegenstand  des  Pfandrechts, 
so  finden  auf  das  Erlöschen  des  Pfandrechts  die  Vorschriften 
des  §  1253  entsprechende  Anwendung." 

Der  §  1253  bestimmt,  dafs  bei  Eückgabe  der  Pfand- 
sache das  Pfandrecht  unbedingt  erlöscht. 

Die  Übergabe  des  Sparkassebuchs  ist  zur  Begründung 
des  Pfandrechts  am  Sparkasseguthaben  nicht  erforderlich, 


Jm  Fall  der  Teilung  der  Forderung  kann  ....  für  jeden 
Teil  ein  Hypothekenbrief  hergestellt  werden." 
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folglich  finden  die  Bestimmungen  der  §§  1278,  1253  auf 
unsein  Fall  keine  Anwendung.  Durch  blofse  Rückgabe 
des  Sparkassebuchs  geht  das  Pfandrecht  am  Sparkassegut- 
haben nicht  unter.  Die  Vermutung  des  §  1253  II  greift 
nicht  Platz. 

Mangels  anderweitiger  Bestimmungen  über  die  Been- 
digung des  Pfandrechts  an  Rechten  müssen  wir  die  Be- 
stimmungen betr.  der  Beendigung  des  Pfandrechts  an 
beweglichen  Sachen  auf  unsern  Fall  analog  anwenden 
(§  1273  II). 

Das  Pfandrecht  an  der  Forderung  erlischt  mit  dem 
Untergang  der  versicherten  Forderung  (§  1252);^)  letztere 
erlischt  in  der  Regel  durch  Erfüllung  seitens  des  Schuldners 
(Verpfänders),  also  durch  Bewirkung  der  geschuldeten 
Leistung  an  den  Gläubiger  (§  362),  Annahme  an  Erfüllungs- 
statt (§  364).  Hinterlegung  (§  372  ff.)  und  Aufrechnung 
(§  387  ff.). 

Gleichgültig  ist,  ob  die  Tilgung  der  Schuld  rechtzeitig 
oder  später  erfolgt.^) 

Mit  dem  Pfandrecht  an  der  Sparkasseforderung  erlischt 
auch  das  Pfandrecht  am  Sparkassebuch.  Denn  der  Schuld- 
schein teilt  das  rechtliche  Schicksal  der  Forderung,  über 
die  er  ausgestellt  ist. 

Hat  sich  der  Pfandgläubiger  aus  der  verpfändeten 
Forderung  befriedigt,  so  erlischt  seine  Forderung  gegen 
seinen  Schuldner;  das  Pfandrecht  am  Buch  ist  unterge- 
gangen, der  Pfandgläubiger  hat  dasselbe  dem  Verpfänder 
herauszugeben.-^)    Ist  die  Forderung  des  Pfandgläubigers 


1)  Hellwig,  a.  a.  0.,  S.  237. 

^)  Lazarus,  Rechtl.  Natur  d.  Pfandrechts  an  Forderungen,  1889, 
S.  19.    Inaug.  Diss.  Greifswald. 

3)  Vgl.  R.G.  Entsch.  Bd.  XXL  S.  369.  „Hierbei  ist  allerdings  die 
aus  dem  Zwecke  des  Gesetzes  sich  von  selbst  ergebende  Einschränkung 
zu  machen,  dafs  der  Gläubiger  nur  den  Besitz  der  Urkunde  erhält, 
um  unter  Benutzung  desselben  seine  Befriedigung  von  dem  Dritt- 
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gegen  seinen  Schuldner  so  grofs,  dafs  er  berechtigt  ist, 
die  ganze  verpfändete  Forderung  einzuziehen,  so  verbleibt 
bei  Einziehung  der  ganzen  Forderung  das  Buch  der  Spar- 
kasse: „Bei  Rückzahlung  des  ganzen  Guthabens  verbleibt 
das  vorgelegte  Sparbuch  der  Sparkasse,"*)  vgl.  §  371 
B.G.B. 

Das  Pfandrecht  kann  aufgehoben  werden  durch  Rechts- 
geschäft, dann  findet  §  1255  Anwendung.  Die  Aufhebung 
geschieht  durch  einseitige,^)  dem  Verpfänder  oder  Forderungs- 
berechtigten gegenüber  abgegebene  Erklärung. 

Die  verpfändete  Forderung  —  und  damit  das  Pfand- 
recht —  kann  durch  Rechtsgeschäft  des  Verpfänders  nur 
aufgehoben  werden,  wenn  der  Pfandgläubiger  zustimmt 
(§  1276);  es  könnte  ja  z.  B.  der  Fall  eintreten,  dafs  der 
Sparkassegläubiger,  um  der  Sparkasse  eine  Schenkung  zu 
machen,  auf  seine  Forderung  verzichtet,  obwohl  ein  solcher 
Fall  in  der  Praxis  wohl  kaum  vorkommen  wird. 

Die  Zustimmung  des  Pfandgläubigers  wird  gefordert 
mit  Rücksicht  auf  die  Nichtbeeinträchtigung  der  Realisierung 
des  Pfandrechts. 

Die  Zustimmung  ist  unwiderruflich  und  ist  dem  gegen- 
über zu  erklären,  zu  dessen  Gunsten  sie  erfolgt  (in  unserem 
Fall  gegenüber  der  Sparkasse). 

So  lange  die  Zustimmung  nicht  erfolgt  ist,  besteht  die 
Forderung  in  ihrer  alten  Gestalt,  auch  zugunsten  des 
Yerpfänders,  der  in  die  Aufhebung  willigte.^) 

Das  Gesetz  läfst  die  Aufhebung  nicht  nur  dem  Pfand- 
gläubiger gegenüber  unwirksam  sein,  sondern  erklärt  das 
Rechtsgeschäft  bei  fehlender  Zustimmung  des  Pfandgläu- 


schuldner  zu  erlangen,  und  unter  der  Verpflichtung,  sie  nach  gemachten 
Gebrauche  an  den  Schuldner  zurückzugeben. 
Statuten  d.  Sparkasse  Rudolstadt. 

^)  Im  gemeinen  Recht  „Vertrag" ;  vgl.  Hellwig  S.  235. 

6)  Dernburg,  B.G.B.  S.  778,  V. 


bigers  für  vollständig-,  also  auch  dem  Sparkassegiäubiger 
gegenüber  für  unwirksam.^) 

Das  Pfandreclit  erlischt  nicht,  wenn  die  Gläubiger  — 
und  Schuldnereigenschaft  betr.  der  verpfändeten  Forderung 
in  einer  Person  zusammentreffen  —  es  wäre  ja  theoretisch 
der  Fall  denkbar,  dafs  der  Sparkassegläubiger  (Verpfänder) 
die  Sparkasse  zu  seiner  Erbin  einsetzt  — ;  dem  Eecht  des 
Pfandgläubigers  wird  dadurch  kein  Abbruch  getan.^)  Das 
B.G.B,  enthält  keine  besondere  Bestimmung  über  diesen 
Fall  der  Vereinbarung,  weil  man  die  Nichtwirkung  gegen 
den  Pfandgläubiger  für  selbstverständlich  hielt  wegen  der 
dinglichen  Natur  des  Pfandrechts.^) 

Dagegen  erlischt  das  Pfandrecht  durch  Vereinigung 
des  Gläubigerrechts  an  der  verpfändeten  und  versicherten 
Forderung  in  einer  Person  (§  1256).  Gläubiger  der  ver- 
pfändeten Forderung  ist  Eigentümer  des  Buchs,  Gläubiger 
der  versicherten  Forderung  hat  ein  Pfandrecht  am  Buch. 

Das  Pfandrecht  erlischt  aber  nicht,  wenn  die  ver- 
sicherte Forderung  mit  dem  Eecht  eines  Dritten  belastet  ist. 

§  1256  findet  nur  Anwendung,  wenn  Pfandschuldner 
und  persönlicher  Schuldner  verschiedene  Personen  sind. 
Denn  andernfalls  würde  nicht  nur  Pfandrecht  und  Pfand- 
schuld, sondern  auch  persönliche  Schuld  zusammenfallen; 
das  Pfandrecht  also  nach  §  1252  unbedingt  erlöschen.^^) 

Das  Pfandrecht  wird  als  weiterstehend  fingiert,  soweit 
der  Forderungsgläubiger  ein  rechtliches  Interesse  daran 
hat,  namentlich  gegenüber  nachstehenden  Pfandrechten.^^) 

Theoretisch  wäre  auch  der  Fall  denkbar,  dafs  die 


')  Planck,  B.G.B.  Erl.  zu  §§  1071,  I,  1276. 

8)  vgl.  hierzu  Mot.  IH,  S.  167  (§  1223)  in  Verb.  m.  S.  550 
{§  1032);  Prot.  III,  S.  536,  V. 

»)  Prot.  S.  536  III  Bd.  z.  §  1288  u.  S.  422  z.  §  1032. 

^0)  Co  sack,  1904,  S.  802.  II  Bd.,  a.  A.  Kretschmar,  Konfusion, 
1899,  S.  228. 

")  Planck,  Erl.  zu  §  1256,  S.  708. 
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Sparkasse  Erbin  des  Pfandgläubigers  wird.  Dann  tritt 
eine  Konfusion  zwischen  der  Forderung  des  Pfandgläubigers 
gegen  die  Sparkasse  und  der  Schuld  der  Sparkasse  ein; 
aber  erst  mit  dem  Augenblick  der  Einziehungsbefugnis, 
denn  erst  in  diesem  Augenblick  wird  der  Pfandgläubiger 
Gläubiger  der  Sparkasse.  In  Ausübung  des  Pfandrechts 
wird  dann  die  Sparkasse  die  Forderung  des  Verpfänders 
gegen  sie  aufheben.  Dies  wird  in  der  Weise  geschehen, 
dafs  die  Sparkasse  den  Betrag  der  ihr  als  Erbin  des 
Pfandgläubigers  gegen  den  Verpfänder  zustehenden  For- 
derung vom  Buch  abschreibt.  Insoweit  dadurch  die  ver- 
sicherte Forderung  erlischt,  erlischt  auch  das  Pfandrecht.^^) 
Steht  dem  Pfandrecht  eine  Einrede  entgegen,  durch 
welche  die  Geltendmachung  des  Pfandrechts  dauernd  aus- 
geschlossen ist,  so  hat  der  Verpfänder  und  der  Forderungs- 
berechtigte einen  obligatorischen  Anspruch  auf  Aufhebung 
des  Pfandrechts ;  das  Pfandrecht  erlischt  nicht  ipso  jure^"^) 
(§  1254). 

Für  das  Forderungspfandrecht  gelten  im  übrigen  die 
Vorschriften  über  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen. 

Die  zuletzt  genannten  Bestimmungen  sollten  nur  kurz 
berührt  werden.  Sie  sind  hier  für  uns  insofern  von  Inter- 
esse, als  dann,  wenn  das  Pfandrecht  an  dem  Sparkasse- 
guthaben erloschen  oder  aufgehoben  ist,  auch  das  Pfand- 
recht am  Sparkassebuch  (Schuldschein)  erloschen  oder  auf- 
gehoben ist.  Das  Eigentum  daran  steht  wieder  unbelastet 
dem  Forderungsgläubiger  zu  und  ein  etwaiger  Erwerber 
der  Forderung  gegen  die  Sparkasse  erwirbt  das  Eigentum 
am  Buch  unbelastet. 

Wie  ein  Pfandrecht  am  Buche  nur  begründet  wird 
durch  Verpfändung  der  in  ihm  beurkundeten  Forderung, 


12)  Hellwig,  a.  a.  0.,  S.  133;  Kretschmar,  a.  a.  0.,  S.  192; 
Exner,  a.  a.  0.,  S.  177. 

Planck,  III.  Bd.  S.  706;  Kuhlenbeck,  II,  S.  672. 
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so  geht  es  auch  zugrunde  durch  Untergang  des  Pfandrechts 
an  der  Forderung. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dafs  durch  Verjährung  der  ver- 
sicherten Forderung  das  Pfandrecht  nicht  untergeht 
(§  223  B.G.B.). '0 

Wird  die  versicherte  Forderung  Übertrager],  so  geht 
das  Pfandrecht  an  der  verpfändeten  Forderung  auf  den 
Erwerber  über.  Dies  folgt  aus  der  akzessorischen  Natur 
des  Pfandrechts  (§  1250).  Jedoch  kann  der  Übergang  des 
Pfandrechts  ausgeschlossen  werden. 

§  17. 
Schlufswort. 

Wir  sind  am  Ende  der  Aufgabe,  die  wir  uns  gestellt 
haben,  angelangt.  Fassen  wir  noch  einmal  kurz  zusammen: 
Wir  haben  das  Sparkassebuch  zuerst  kennen  gelernt  als 
Wertpapier,  dann  in  seiner  Eigenschaft  als  Legitimations- 
papier und  Schuldschein.  Auf  Grund  dessen  haben  wir 
gesehen,  dafs  ein  Sparkassebuch  nur  wirksam  verpfändet 
werden  kann  durch  Verpfändung  des  Sparkasseguthabens, 
dafs  hingegen  eine  blofse  Übergabe  des  Buchs  in  Verpfän- 
dungsabsicht keine  Verpfändung  im  Rechtssinne  bedeutet, 
(weder  das  Buch  allein,  da  an  diesem  als  einem  Schuld- 
schein besondere  dingliche  Rechte  nicht  möglich  sind,  und 
das  Buch  keinen  realisierbaren  Vermögenswert  hat,  noch 
des  Guthabens,  da  eine  Verpfändung  desselben  nur  gemäfs 
§  1280  vor  sich  gehen  kann),  sondern  nur  ein  persönliches 
Zurückbehaltungsrecht  gewährt,  obwohl  die  Verkehrs- 
anschauung auf  einem  anderen  Standpunkt  steht,  das  zur 
Absonderung  im  Konkurs  nicht  geeignet  ist. 

Dann  haben  wir  hervorgehoben,  dafs  die  Vorschriften 
betr.  des  Rechtserwerbs  im  guten  Glauben  beim  Sparkasse- 
buch keine  Anwendung  finden. 


Hellwig,  a.  a.  0.,  S.  237. 

Bangert,  Die  Verpfändung  eines  Sparkassebuchs. 


5 
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Zuletzt  haben  wir  kurz  das  Forderungspfandrecht  be- 
handelt, soweit  es  für  uns  von  Interesse  war. 

Das  Eechtsgeschäft,  das  man  im  geivöhnlichen  Ver- 
kehr für  eine  Verpfändung  des  Sparkassebuchs  halt,  mit 
der  Wirkung,  dafs  der  Pfandgiäubiger  sich  aus  dem  Spar- 
kasseguthaben im  Falle  der  Eealisierungsbefugnis  befrie- 
digen könne,  ist  in  Wahrheit  gar  keine  Verpfändung,  son- 
dern die  Einräumung  eines  persönlichen  Zurückbehaltungs- 
rechtes. 

Ein  Sparkassebuch  kann  nur  gemäfs  §  1280  B.G.B,  ver- 
pfändet werden. 


